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I. Spezial- und Generalyersichernng. 

I. Als das Normale bei jedem Versicherungsver- 
träge erscheint die Spezialversicherüng, d. h. das ver- 
sicherte Interesse ist an ganz bestimmte, beim Ab- 
schluss des Vertrages genau bezeichnete Gegenstände 
oder Personen geknüpft^). 

1) Wird aber dasselbe Interesse an verschiedenen 
Objekten, die in einem Verhältnis der räumlichen Zu- 
sammengehörigkeit zu einander stehen, versichert, so 
hüben wir die erste Erweiterung der SpezialVersiche- 
rung vor uns, nämlich die Collektivversicherung, wenn 
zu der Identität der Interessen an mehreren Objekten 
Einheit der Prämie und Einheit der Versicherungs- 
summe hinzukommen ^). Meist ist ein Wechsel der ver- 
sicherten Gegenstände gestattet, so dass z. B. bei der 
Viehversicherung das an Stelle des verkauften Viehes 
neu eingestellte ohne weiteres von der Versicherung 
ergriffen wird. Eine grosse Bedeutung hatte die Col- 
lektivunfallversicherung vor dem Inkrafttreten des 
Reichs-Unfallversicherungs-Gesetzes vom 6, Juli 1884, 
da nämlich zahlreiche Arbeitgeber ihre Arbeiter früher 
gegen Betriebsunfälle durch solche Collektivunfallver- 
sicherungen, bei welchen nur die Zahl der Arbeiter 



1) Ehrenberg, Die Rückversicherung, Seite 8. 

2) Ehren berg, Versicberupgsrecht, Seite 287 u. 406. 
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und die Art und Weise der Beschäftigung anzugeben 
war, zu schützen suchten. Seit der Errichtung der 
staatlichen Unfallversicherung wird die CoUektivunfall- 
versicherung noch für ausländische Arbeiter oder für 
nicht versicherungspflichtiges Personal genommen. Auch 
Vereine können ihre Mitglieder auf diese Weise gegen 
Unfall versichern. Eine grosse Bedeutung hat sich 
dagegen die CoUektivversicherung auf dem Gebiete der 
Mobiliarfeuer- und der Viehversicherung bewahrt. 

2) Auch bei der Transportversicherung erscheint die 
CoUektivversicherung insoweit, als z. B. 20 Ballen Ta- 
bak, welche dieselbe B;eise machen, unter einheitlicher 
Prämie und Versicherungssumme versichert werden. 
Dagegen versagt die CoUektivversicherung, wenn es 
sich um mehrere Transporte handelt. Denn hier fallt 
eins der Erfordernisse der CoUektivversicherung, die 
Conzenträtion der versicherten Gegenstände, fort. Der 
Kaufmann, dessen Güter täglich unterwegs von allen 
möglichen Gefahren bedroht sind^ musste auf ein Mittel 
sinnen, um sich vor dem Schaden, der ihm durch Unter- 
gang oder Beschädigung seiner Waren erwuchs, zu si- 
chern. Auf dem Wege der SpezialVersicherung wäre dies 
bei einem grossen Geschäftsbetrieb einmal sehr umständ- 
lieh, teilweise aber auch unmöglich, da der Kaufmann oft 
gleichzeitig mit der Nachricht von der Absendung der 
Güter schon die Nachricht von ihrem Untergang erhält 
und in diesem Falle einem Grundsatz des Versiche- 
rungsrechtes gemäss eine Versicherungsnahme ausge- 
schlossen ist^). Ganz ähnlich liegen die Verhältnisse 
in der Rückversicherung für den Hauptversicherer. Eine 
Spezialrückversicherung wäre auch für diesen in vielen 
Fällen entweder garnicht mehr möglich oder nur unter 
einem grossem Aufwand von Prämien zu erreichen. 
Das Mittel, welches Transport- und Rückversicherten 



1) H.G.B. § 785,3. Ebrenberg. VersicherDDgsrecbt, Seite 274. 



hier helfen sollte , fand sich in der Generalversiche- 
rung. 

n. Unter Generalversicherung haben wir eine Ver- 
sicherung zu verstehen , bei welcher auf Grund eines 
einzigen Vertrages eine grosse Anzahl von Versiche- 
rungsverhältniss'en mit verschiedenem Inhalt zur Ent- 
stehung kommt ^). Man teilt die Generalversicherung 
in zwei Unterarten ein, die Pauschalversicherung und 
die laufende Versicherung^). 

1) Bei der Pauschalversicherung ist das Charak- 
teristische, dass bei Abschluss des Vertrages eine Ge- 
samtversicherungssumme festgesetzt wird, nach welcher 
eine Gesamtpräraie , die im voraus zu entrichten ist, 
berechnet wird'), Da die Pauschal Versicherung nur in 
der Transportversicherung eine grössere Bedeutung hat, 
während sie in der Rückversicherung eine geringe Rolle 
spielt und dort nur als Rückversicherung gegen be- 
stimmte Gefahren vorkommt*), sind bei der folgenden 
Betrachtung über die Pauschalversicherung nur die Ver- 
hältnisse in der Transportversicherung berücksichtigt 
worden. 



! 1) Ehrenberg, Versicher angsrecbt, S. 408. 

2) Die Terminologie ist in Litteratur und Praxis nicht immer 

dieselbe. Entweder spricht man von einer General Versicherung 

I und unterscheidet als Unterarten die Paaschalversicherung and die 

I laufende Versicherung (in der Praxis kommt in der Transportver- 

I Sicherung namentlich der Ausdruck „Hamburger laufende Police'^ 

vor) oder man stellt den übergeordneten Begriff ,, Abonnements- 
police'' voran und unterscheidet als Unterarten die Pauschalver- 
sicherung (auch Abschreibepolice genannt) und die Generalver- 
sicherung. Wir wollen uns im folgenden an die erstere Termino- 
logie halten , welche auch in der Litteratur die gebräuchlichere 
ist. Vergl. Ehrenberg, Bäckversicherung und Versicherungsrecht; 
Voigt, Deutsches Seeverdicherungsrecht, Seite 338 ff.; Lewis, Lehr- 
buch des Versicherungsrechtes, S. 104 ff. 

8) Ehrenberg, Rückversicherung, Seite 20. 
4) Ehrenberg, Rückversicherung, Seite 25 und 180 ff. 
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Die Pauschalversicherung kommt in zwei Unter- 
arten vor, der Tages- und der iahrespauschalversiche- 
rung. 

a) Bei der Tagespauschalveföicherung, auch Police 
mit täglicher Versicherungssumme oder kurz Tages- 
Police genannt, bestimmt der Versicherte ein Maximum 
des Wertes der Güter, welche er voraussichtlich täg- 
lich unterwegs hat. Der Versicherte ist von jeder An- 
meldung oder Mitteilung an den Assekuradeur ent- 
bunden, sowie von der Führung" besonderer Bücher; er 
muss nur die einzelnen Transporte in die ordentlichen 
Geschäftsbücher ein trage»|^ eine Verpflichtung, welche 
ihm als Kaufmann auch gesetzlich auferlegt ist '). Tritt 
ein Schaden ein, so muss der Versicherte angeben, wel- 
chen Wert die an dem betreffenden Tage unterwegs 
gewesenen Güter gehabt haben^ Das Verhältnis dieser 
Summe zur Versicherungssumme bestimmt dann die 
Höhe der Ersatzleistung des Versicherers. Ist für 
einen Schaden Ersatz geleistet worden , so vermindert 
sich die Versicherungssumme um diesen Betrag. Will 
also der Versicherte in der alten Höhe versichert blei- 
ben, so muss er die Versicherungssumme durch nach- 
trägliche Prämienzahlung pro rata der gezahlten Ver- 
gütung ergänzen. 

b) Bei der Jahrespauschalversicherung wird nicht 
die Höhe der täglichen Transporte bei der Bestimmung 
der Versicherungssumme zu Grunde gelegt, sondern 
der ungefähre Wert aller im Laufe des Jahres auf die 
Gefahr des Versicherten laufenden Transporte. Man 
unterscheidet gewöhnlich eine Jahrespauschalpolice mit 
monatlicher Abschreibung und eine mit Aufgabe des 
Versicherungswertes am Schlüsse des Versicherungs- 
jahres. Bei der ersten ist wie bei der Tagespolice der 
Versicherte von allen speciellen Anmeldungen und Ein- 



1) H.G.B. § 38. 






tragungen in bestimmte Bücher entbunden. Am Schlüsse 
eines jeden Monats wird der Wert der im Laufe des 
Monats erfolgten Versendungen , wie er sich au& den 
Geschäftsbüchern efgiebt, der Versicherungsgesellschaft 
mitgeteilt. Diese Summe wird von der Versicherungs- 
summe abgezogen. Der Rest bildet dann die Grenze 
für die Höhe der Ersatzleistung des Versicherers. 
Ist die ganze Summe absorbiert , so kann durch Neu- 
entrichtung der Prämie die Versicherung auf die 
gleiche Summe fortgesetzt werden. Bei jedem Unfall 
hat der Versicherte den Gesamtwert aller vom Beginn 
der Versicherung bis zum Tage des Unfalls für ihn 
unterwegs gewesenen Waren durch die Bücher glaub- 
haft nachzuweisen. Der Wert dieser Waren wird von 
der Versicherungssumme abgezogen. Uebersteigt der 
Wert der am Tage des Unfalls für den Versicherten 
unterwegs gewesenen Güter die noch laufende Versi- 
cherungssumme, so leistet der Versicherer nur im Ver- 
hältnis derselben zu einander Entschädigung. Die Pau- 
schalversicherung mit Aufgabe des Versicherungswertes 
am Ende des Jahres unterscheidet sich von der mit 
monatlicher Abschreibung dadurch, dass die Mitteilun- 
gen über die stattgefundenen Transporte erst am Ende 
des Jahres erfolgen. 

c) So grosse Vorzüge die Pausehaiversicherung hat 
hinsichtlich einer bequemen Handhabung der Versiche- 
rungsnahme und der grössern Sicherheit für den Ver- 
sicherten im Vergleich zur SpezialVersicherung, so zei- 
gen sich doch auch recht erhebliche Nachteile; über- 
haupt kann sie nur für solche Geschäfte in Betracht 
kommen, die einen regelmässigen, stets in den gleichen 
Grenzen sich bewegenden Umsatz haben, da ja sonst 
eine Vorausbestimmung der wahrscheinlich auf Trans- 
port befindlichen Güter unmöglich ist. Aber auch bei 
den Geschäften, wo eine ungefähre Vorausbestimmung 
getroffen werden kann, entspricht der Wert der that- 



sächlich stattgefundenen Transporte doch keineswegs 
immer dem durch die Versicherungssumme angenomme- 
nen; bald bleibt er hinter ihm zurück, bald geht er dar- 
über hinaus. In dem ersteren Falle Hegt eine Ueberversi- 
cherung vor, welche eine überflüssige Prämienverschwen- 
dung nötig macht. Freilich sucht man diesem Umstand 
bei der Jahrespauschalversicherung oft durch die Klausel 
entgegen zu treten, dass die Prämie für den nicht ab- 
sorbierten Teil der Versicherungssumme zurückgezahlt 
werden solle. Für die Tagespolice bleibt dieser üebel- 
stand aber bestehen. In dem zweiten Falle haben wir 
eine Unterversicherung vor uns. Es haftet also der 
Versicherer nur im Verhältnis des wahren Wertes zur 
Versicherungssumme. Das widerspricht aber der Ab- 
sicht des Versicherten, denn er will einen Schaden ganz 
ersetzt haben. Auch diesem Uebelstand sucht man 
durch Klauseln abzuhelfen, welche diese nachteiligen 
Folgen beseitigen sollen. Uebersteigt der wirkliche 
Wert die Versicherungssumme, so ist für den Schluss 
die ratierliche Prämie nachzuzahlen, wogegen der Ver- 
sicherte für diesen Ueberschuss im Laufe des Versiche- 
rungsjahres, ohne dasa es einer besonderen Anzeige be- 
darf, stillschweigend so gedeckt ist, als wenn die Prä- 
mie dafür ebenfalls im voraus bezahlt wäre. Mit dieser 
Klausel hat man aber schon den Boden der Pauschal- 
versicherung teilweise verlassen; denn diese verlangt 
Vorausfixierung der Versicherungssumme und Voraus- 
entrichtung der Prämie^). Ehrenberg ^) erwähnt auch 
eine Pauschalversicherung, bei welcher lediglich die 
entstandenen Schäden berücksichtigt und letztere ein- 
fach so lange zum Vollen bezahlt würden, bis sie den 



1) Ehrenberg, Die Rückversicherung, Seite 23. Den Ausfüh- 
rangen Aber die Pauscbal- und die laufende Versicherung ist 
ausser zahlreichen Versicherungsverträgen namentlich Ehrenberg, 
Die Rückversicherung § 2 zu Grunde gelegt. 

2) Ehrenberg, Die Rückversicherung, S. 23. 



Betrag der Gesaratversicherungssumme absorbiert hät- 
ten. Auch sei vorgekommen, dass überhaupt keine 
Jahresversicherungssumme, sondern nur eine Jahres- 
präraie bestimmt worden sei, gegen deren Leistung der 
Assekuradeur sich verpflichtete, alle während der Ver- 
sicherungszeit eintretende Schäden zu ersetzen. Ehren- 
berg nennt derartige Verträge mit Recht eine Ver- 
irrung, denn sie enthalten eine Missachtung der ersten 
versicherungstechnischen Grrundsätze , / Berechnung der 
Prämie nach dem Risiko und der Ersatzleistung nach 
dem Verhältnis des wahren Wertes zur Versicherungs- 
summe. Es ist kein Versicherungsgeschäft mehr, son- 
dern zum Spiel und zur Spekulation ausgeartet. 

2) Die vielfachen Mängel der Pauschalversicherung 
beseitigt die laufende Versicherung*). Sie unterschei- 
det sich von der Pauschalpolice dadurch, dass nicht 
eine einheitliche Versicherungssumme festgesetzt und 
die Prämie im voraus entrichtet wird, sondern sie ent- 
hält nur die allgemeine Bestimmung über die Art des 
Risikos, welches der Versicherer übernimmt: bei der 
Transportversicherung Güter irgend welcher Art für 
irgendwelche Reisen zu Wasser oder zu Lande oder 
auf durchstehendes Risiko ; in der Rückversicherung 
eine Quote an allen oder nur gewissen von dem Haupt- 
versicherer abgeschlossenen Versicherungen Der Ge- 



1) Ehrenberg, Die RückversicheruDg, Seite 24 ff. Lewis a. a. 0. 
Seite 104 ff. Voigt a. a. 0. Seite 338 ff. Es findet sich auch der 
Ausdruck „offene Police'S abweichend von dem Sprachgebrauch des 
H.G.B. (§ 793,3), in welchem die offene Police im Gegensatz zur 
taxierten steht. In England ist die Spezialversicherung in der 
Transportversicherung das Gebräuchlichere (Masius, Rundschau, 
Jahrgang IX, Seite 320). Aber es erscheint neben ihr auch eine 
„open policy.** Diese kann in zwei Formen gegeben werden, von 
denen die eine mit unserer Pauschal Versicherung , die andere mit 
der laufenden Versicherung mehr Aehnlichkeit hat. Doch ist das 
Risiko stets enger begrenzt als in den laufenden Policen des Kon- 
tinents. 
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neralversicherte ^) ist verpflichtet, alle unter die Ver- 
sicherung fallenden Objecte dem Versicherer entweder 
unverzüglich oder doch innerhalb einer bestimmten 
Frist mitzuteilen. Bei der Transportversicherung hat 
er ferner die Verpflichtung, ein besonderes Versiche- 
rungsjoarnal zu führen, in welches er alle Transporte, 
die unter die Versicherung fallen, eintragen muss. Die 
Prämie wird später entweder quartaliter oder jährlich 
gemäss dem Wert der versicherten Objecte berechnet. 
Ausserdem ist dem Versicherer ein ausgedehntes Con- 
trollrecht zugestanden. 

a) Man unterscheidet obligatorische und fakultative 
laufende Versicherung. Bei dieser Bezeichnung hat 
man aber den Greneralversicherten , nicht den General- 
versicherer im Auge. Denn der Versicherer ist stets 
verpflichtet, die unter die Versicherung fallenden Risi- 
ken in Versicherung zu nehmen. Denn grade das ist 
ja der Zweck der laufenden Versicherung, dass der 
Versicherte von dem Augenblicke an, in welchem die Ge- 
fahr für ihn zu laufen beginnt, gegen einen eintretenden 
Schaden gedeckt ist ■), Anders ist es auf Seiten des Ver- 
sicherten. Auch hier treffen wir meistens die Bestim- 
mung, dass der Versicherte ebenfalls verpflichtet ist 
alle im Vertrage näher bezeichneten Risiken zu ver- 
sichern. Neben der obligatorischen laufenden Versiche- 
rung erscheint die fakultative, d. h. eine solche, bei 
welcher es dem Versicherten anheim gestellt ist, ob er 
überhaupt für ein Risiko Versicherung nehmen will. 
Entschliesst er sich dazu, so kann er die Versicherung 
entweder hei dem Versicherer bewirken, mit welchem 



1) Mit dem Ausdruck „Oeneralyersicherter'* und ,,Generalyer- 
sicherer" bezeichnen wir die beiden Parteien, sowohl bei der lau- 
fenden Transport- als auch bei der laufenden Rückversicherung» 
jedoch nur soweit als Zweifel entstehen könnten, ob im einzeln 
Falle nur die Transport- oder nur die Rückversicherung gemeint ist. 

2) Vergl. § 3. 



er den laufenden Versicherungsvertrag abgeschlossen 
Tiat oder er muss es. Die herrschende Stellung hat die 
laufende obligatorische Versicherung, die fakultative 
besteht in einigen Gebieten des Versicherungsgeschäftes 
fast gar nicht, in andern tritt sie bedeutend hinter der 
obligatorischen zurück^). 

b) Zum Verständnis der laufenden Versicherung ist 
es erforderlich näher auf die Grestaltungsformen einzu- 
gehen, welche sie in der Rückversicherung annimmt. 

a) Die laufende Rückversicherung wird als Quoten- 
oder als Excedentenvertrag abgeschlossen. Bei dem 
Quotenvertrag ist der Rückversicherer mit einer be- 
stimmten, im Vertrage festgesetzten Quote an allen 
oder gewissen Arten von Versicherungen beteiligt, 
welche der Hauptversicherer absehliesst. Die Höhe 
dieser Quote ist in der Regel begrenzt z. B. der Rück- 
versicherer erhält 20 % der Versicherungssumme jedoch 
nicht mehr als 30000 Mk. *). 

ß) Grössere Bedeutung als die Quotenverträge 
haben jedoch die Excedenten vertrage , welche nament- 
lich auf dem Gebiete der Transport- und Eeuerrück- 
versicherung vorherrschend sind. Sie kommen sowohl 
als Spezial- wie als laufende Versicherung vor. 

Ein Excedentenvertrag — es ist im Folgenden nur 
der laufende Excedentenvertrag berücksichtigt — ist 
ein Versicherungsvertrag, laut welchem der Rückver- 

1) Vergl. § 3. 

2) Es ^ibt auch Verträge, durch welche ein Assekuradeur 
einen andern mit einer bestimmten Quote zu den gleichen Bedin- 
gungen, zu welchen er die Hauptversicberung abgeschlossen hat, 
ohne Setzen einer Maximalhöhe an allen Versicherungen, die er 
absehliesst, beteiligt. Ein solcher Vertrags in der Praxis „reiner 
Quotenvertrag" oder Mitversicherung genannt, ist kein Bückver- 
sicherungs-, sondern ein Oesellscbaftsvertrag. (Vergl. Ehrenberg, 
Die Rückversicherung, S. 40 Anmerkung 46; Ehrenzweig, Asse- 
kuranz-Jahrbuch, Jahrgang XVII, S. 179. Stutz, Die Rückver- 
sicherung u. s. w. S. 40). 
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sicherer nicht mit einem bestimmten Prozentsatz an 
der Versicherungssumme beteiligt ist, sondern dieUeber- 
schüsse — Excedenten — ganz oder teilweise erhält, 
welche über denjenigen Betrag der Versicherungssumme 
hinausgehen, den der Rückversicherte für eigene Rech- 
nung behalten will oder muss, ein Betrag, zu welchem 
unter Umständen noch diejenige Summe hinzuzurechnen 
ist, welche auf Grund anderer Verträge ein einzelner oder 
mehrere Rückversicherer vorab erhalten. Dieser Betrag, 
welchen der Rückversicherte für eigene Rechnung be- 
hält, ist entweder vorher festgesetzt, so z. B. bei der 
Transport- und häufig bei der Feuerrück Versicherung, 
durch eine dem Vertrage als ^^integrierenden Bestand- 
teil^ hinzugefügte Maximaltabelle ^), welche angiebt, bis 
zu welcher Höhe der Hauptversicherer auf bestimmte 
Kategorieen von Risiken beteiligt bleibt. Es kann aber 
auch diese Summe im Vertrage selbst festgesetzt sein 
z. B. stets bei der Lebens- und Unfallrückversicherung. 
Oder der Rückversicherte bestimmt von Fall zu Fall 
die Höhe seiner Beteiligung, so häufig bei der Feuer- 
rückversicherung. Diesen Betrag, welchen der Rück- 
versicherte für eigene Rechnung behält, nennt man 
auch Priorität (namentlich in der Transportversiche- 
rung), Plein (nach französischem Vorbild), Impegno 
oder kurz Maximum des Rückversicherten. Die Art 
und Weise der Beteiligung des Rückversicherers ist 
eine verschiedene. Er kann den ganzen Excedenten 
erhalten, in der Regel jedoch unter Festsetzung eines 



1) Die Mazimaltabelle in der TransportrückyersicheruDg ist 
meist sorgföltig ausgearbeitet. Sie unterscheidet die Risiken nach 
dem Beförderungsmittel (Dampfer, Segler, Eisenbahn u. s. w.) und 
nach der Art der Güter, Ferner ist die Höhe der Beteiligung für 
den Sommer und den Winter verschieden. Von einer sorgföltig 
ausgeführten Maximaltabelle hängt nicht zum mindesten das Ge- 
Schäftsergebnis sowohl für den Rückversicherten als auch für den 
Rückversicherer ab. Vergl. auch § 6. 
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Maximums. Die Grenze wird durch eine Summe be- 
zeichnet, z. B. ;,alle Excedenten von 30000 Mk. jedoch 
nicht mehr als 30000 Mk.", oder durch ein bestimmtes 
Verhältnis festgesetzt, in welchem die überwiesene 
Summe zur behaltenen stehen soll z. B. ;,nicht mehr 
als derjenige Betrag, den der Rückversicherte für 
eigene Rechnung behält^ oder das doppelte, dreifache 
n. s. w. Vielfach — namentlich in der Transportrück- 
versiclierung — hat der Rückversicherte mit mehreren 
Rückversichern laufende Rückversicherungsverträge ab- 
geschlossen, z. B. mit sechs, so dass jeder von diesen 
Ve der Excedenten erhält, wiederum in der Regel unter 
Festsetzung einer Maximalsumme für jeden einzelnen. 
Es würde zu weit führen, noch näher auf alle die man- 
nichfaltigen Arten der Excedentenversicherung einzu- 
gehen; es mögen vielmehr die angegebenen Beispiele 
genügen. 

y) Es kommen auch gemischte Quoten- und Exce- 
dentenverträge vor. Z. B. muss der Rückversicherte 
25% der Versicherungssumme für eigene Rechnung be- 
halten Jedoch nicht über 25000 Mk.'^ Der Rückver- 
sicherer erhält ebenfalls eine bestimmte Quote der Ver- 
sicherungssumme und ferner die Excedenten von 25Ö00 
Mk., wenn die 25%, welche der Rückversicherte für 
eigene Rechnung behält, über 25000 Mk. hinausgehen. 

d) Nicht als einen gemischten Quoten- und Exceden- 
tenvertrag haben wir den in der Praxis namentlich der 
neuern Zeit häufigen Fall zu betrachten , wenn ein 
Rückversicherer von allen Versicherungen, welche ein 
Versicherer abschliesst, gewisse Excedenten erhält, mit 
Ausnahme von denjenigen Versicherungen, welche eine 
bestimmte Agentur des Rückversicherten für ganz be- 
stimmte Routen abschliesst, und an welchen der Rück- 
versicherer quotenweise beteiligt ist. Es sind hier 
zwei selbständige Verträge vorhanden , nur sind sie 
in ein und derselben Police enthalten. 
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II. Inhalt des laufenden Versicherungsvertrages. 
§ 2. Der Inhalt der einzelnen Versicherungsverhältnisse. 

Wie im § 1 schon gesagt, entstehen auf Grund 
eines einzigen Vertrages eine Anzahl von Versiche- 
rungsverhältnissen mit verschiedenem Inhalt. Zahl und 
Zeit ihrer Entstehung, sowie der Umfang der einzelnen 
Risiken ist noch unbekannt, wohl aber muss feststehen, 
welcher Art sie sind. Eine genaue Bestimmung des 
Inhaltes der einzelnen Versich erungs Verhältnisse ist 
unter diesen Umständen ausgeschlossen , wohl aber 
muss der Inhalt allgemein derart bestimmt sein , dass 
Gegenstand der Versicherung, Interesse, Gefahr, Um- 
fang der Ersatzleistung und Prämie in grossen Grund- 
zügen feststehen. Im allgemeinen werden wir diesel- 
ben Bestimmungen wiederfinden wie bei der Spezial- 
versicherung, ja oft wird einfach auf die gedruckten, 
für die SpezialVersicherung bestehenden Bestimmungen 
hingewiesen^). Wir werden daher im Folgenden die 
Vereinbarungen nur soweit berühren, als deren Kennt- 
nis zum Verständnis der laufenden Versicherung not- 
wendig ist und insoweit, als sich Abweichungen von 
der SpezialVersicherung vorfinden. 

I. Der Gegenstand der Versicherung muss festge- 
stellt werden. Gegenstand oder Object einer Versiche- 
rung ist dasjenige wirtschaftliche Gut oder diejenige 
Person , woran sich die schadenbringende Thatsache 
zum Nachteil des Versicherten bethätigt^). 

1) Bei der laufenden Transportversicherung sind 
also Gegenstand der Versicherung die zum Transport 
gelangenden Güter. Diese können natürlich nur im 
allgemeinen im voraus bestimmt werden. Entweder 

1) Vergl. Ehrenberg, Versicherungsrecht, S. 408. 

2) Ehrenberg, Versicherungsrecht, S. 286. Abweichend Lewis 
a. a. 0. S. 35. Vergl. H.G.B. § 778 und 779. 
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versichert ein Kaufmann alle Waren, die überhaupt für 
ihn unterwegs sein werden. Es wird dann auf die ge- 
druckten Bedingungen verwiesen, in welchen eine Reihe 
von Waren angeführt ist, die nicht unter die Versi- 
cherung fallen z. B. Metalle, Juwelen, Papiergeld, leicht 
entzündliche, feuergefährliche u. s. w. Gegenstände, und 
die in die besonderen schriftlichen Abmachungen aufge- 
nommen werden müssen, wenn sie von der Versicherung 
ergriffen werden sollen. Oder aber und das ist das Ge- 
wöhnliche ein Kaufmann versichert nur ganz bestimmte 
Waren mittels der laufenden Versicherung z. B. Wert- 
sendungen (laufende Valoren Versicherung), Zucker, Seide, 
Baumwolle u. dergl. 

2) Nicht so einfach wie bei der Transportversiche- 
rung ist der Gegenstand der Versicherung bei der 
Rückversicherung zu bestimmen. Man könnte hier die 
Person des Hauptversicherers als das Objekt der Ver- 
sicherung bezeichnen , da dieser von einem wirtschaft- 
lich nachteiligen Ereignisse, nämlich dem Eintritt einer 
Ersatzpflicht getroffen wird. Jedoch ist die Verknüp- 
fung nur indirekt. Eine direkte Vermögenseinbusse er- 
leidet der Hauptversicherte ^). Es genügt aber für den 
Rückversicherer beim Abschluss der laufenden Versiche- 
rung die Kenntnis der Person des Hauptversicherers. Nur 
wenn es sich um Retrocessionen (Rückversicherung von 
Rückversicherungen) handelt, wird zuweilen nicht nur 
die Person des Retrocedenten wie natürlich, sondern 
auch die des Hauptversicherers im Vertrage festgesetzt 
z. B. der Retrocedent überweist dem Retrocessionar 
alle Excedenten von 20000 Mk. der ihm von der X-Ge- 
sellschaft aufgegebenen Rückversicherungen. 

II. lieber die Art des zu versichernden Interesses 
müssen Vereinbarungen getroffen sein. Unter Interesse 
versteht man die Beziehungen einer Person zu einem 



1) Vergl. Ehren berg, Versicberungarecht, S. 291. 
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Object, kraft deren sie durch Thatsachen, welche sich 
an diesem Objekt bethätigen, einen Schaden erleidet *). 

1) Bei der Rückversicherung liegt es auf der Hand, 
welches Interesse versichert werden soll, nämlich das 
indirekte Interesse, welches den Rückversicherten mit 
dem gefährdeten Gegenstand verknüpft*). 

2) Anders bei der Transportversicherung. Meist 
ist allerdings hier das Eigentümerinteresse versichert, 
doch gelten auch Conkurrenzinteressen als mitversichert, 
ebenso wie bei der Spezial Versicherung '). 

Es fragt sich nun, ob auch fremde Interessen mit 
versichert werden können. Dies ist unstreitig dann zu 
bejahen, wenn sich aus der Person des Versicherten 
oder den sonstigen Umständen ergiebt , dass auch 
fremde Interessen versichert werden sollen, z. B. wenn 
ein Spediteur eine laufende Versicherung eingeht. Fer- 
ner kann im Vertrage ausdrücklich zugestanden wer- 
den, dass auch fremde Interessen versichert werden 
können. So findet sich die Klausel: „Diese Versiche- 
rung deckt sämtliche Abladungen von Waren, welche 
während des Zeitraums — stattfinden und welche der 
Herr Versicherungsnehmer oder und für dessen Rech- 
nung oder und in dessen Auftrag gemacht werden oder 
und auf welche der Herr Versicherungsnehmer für 
fremde Rechnung, in letzterem Falle zufolge erhaltenem 
oder den Umständen nach, stillschweigend anzunehmen- 
dem Auftrage, Versicherung zu nehmen hat^).^ 

1) Ehrenberg, Versicberungsrecht; S. 8. 

2) Ebrenberg, Die RückversicberuDg, S. 6. 

3) Ebrenberg, Versicherungsrecbt, S. 409. Ueber den BegriflF 
„Conkurrenzinteresse^ yergl. Ebrenberg, Versicherungsrecbt, S. 12. 
Ueber die Mitversicberung von Conkuirenzinteressen vergl. Ehren- 
berg, Versicherungsrecbt, S. 302. 

4) Vergl. die englische Klausel : — as well in their own Name 
as for and in the Name and Names of every other Person or Per- 
sons to whom the same doth, may, or shall appertain, in Part or 
in AU doth make Assurance 



• . • . 
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Ist dies Recht aber dem Versicherten nicht aus- 
drücklich zugestanden oder lässt es sich nicht aus der 
Person oder den sonstigen Umständen entnehmen, so 
ist der Versicherte nicht berechtigt, fremde Interessen 
unter der laufenden Versicherung zu deklarieren. Denn 
es wäre ihm dann möglich , schlechte Kisiken anderer 
Kaufleute, welche diese nicht oder doch nur unter 
grösseren Kosten durch eine SpezialVersicherung zu 
versichern vermöchten, seinem Versicherer aufzubürden^). 
Das würde aber gegen die bona fides Verstössen, auf 
welcher in so ausserordentlich hohöm Grade, wie wir 
unten noch wiederholt zeigen werden, der laufende Ver- 
sicherungsvertrag beruht. 

III. Es muss ferner die Gefahr vereinbart sein, 
gegen welche die laufende Versicherung genommen 
werden soll. Denn es gehört zu dem Wesentlichen 
eines Versicherungsvertrages, dass betreffs der Gefahr 
Uebereinstimmung besteht *). Gefahr nennen wir die 
Möglichkeit des zufälligen Eintritts eines wirtschaft- 
lich nachteiligen Ereignisses; dann versteht man dar- 
unter aber auch die drohende Thatsache selber'). 

1) Bei der laufenden Transportversicherung finden 
wir den Hinweis auf die gedruckten Bedingungen, 
welche in ihrer ganzen Ausdehnung gelten oder von 
welchen wiederum besondere Gefahren ausgeschlossen 
sein können. 

2) Bei der Rückversicherung besteht die Gefahr in 
der durch den Hauptversicherungsvertrag übernomme- 
nen Verpflichtung des Hauptversicherers im Falle des 
Eintritts eines wirtschaftlich nachteiligen Ereignisses, 
welches den Hauptversicherten trifft, eine Vermögens- 
aufwendung zu machen. Zu unterscheiden ist also mit 



1) EhreDberg, Versicherangsrecht; S. 409. 

2) Lewis a. a. 0. S. 66. 

3) Ehrenberg, VersicheruDgsrecht, S. 4. 
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Hinsicht auf den Bäckversicherer die causa proxima, 
die Ersatzpflicht des Rückversicherten, und die causa 
remota, der den Hauptversicherten treffende Schaden ^). 
Es bedarf aber nur einer Vereinbarung über die causa 
remota, also über die Art der dem Hauptversicherten 
drohenden Gefahr. Denn dass die Zahlungsverpflichtung 
des Hauptversicherers das wirtschaftlieh nachteilige 
Ereignis ist, für welches der Bückversicherer eine Er- 
satzsumme bereitstellen soll, liegt in dem Begriff Bück- 
versicherung. Hinsichtlich der dem Hauptversicherten 
drohenden Gefahr haben wir als allgemeinen Grundsatz 
hinzustellen , dass der Bückversicherer für die gleiche 
Gefahr haftet wie der Hauptversicherer, sowohl in der 
Spezial- als auch in der Generalrückversicherung*). 
Hier finden wir die Klauseln: „Die Bückversicherung 
valediert nach den Bedingungen der Hauptpolice. ^ ;,Die 
Bückversicherung ist zu denselben Bedingungen ge- 
schlossen wie die Hauptversicherung." ;,Ueberweisun- 
gen gelten zu Originalbedingungen." Haben wir diese 
XJebereinstimmung auch als Begel zu betrachten und 
im Zweifel anzunehmen, selbst wenn eine derartige 
Klausel nicht vorhanden ist"), so finden wir doch in 
den Bückversicherungsverträgen von den Bedingungen 
der Hauptversicherung ab weichende Bestimmungen über 
die Gefahr und zwar sowohl in der Spezial- als 
auch in der laufenden Rückversicherung. So haftet 
z. B. der Bückversicherer nur für Seegefahr oder nur 



1) Ehren berg, Yersicberungsrecht, S. 70. 

2) Vergl. Ehrenberg, Die Rückversicherung, S. 59. Siehe auch 
dort weitere Quellenangaben. Vergl. Entwurf eines Deutschen 
B^ichsgesetzes über die privaten Vcrsicberungs-Unternehmungen 
(1898) in den Motiven zu § 8. „Es kann von allgemeinen Bedin- 
gungen nicht die Rede sein, weil der Rückversicherer die Risiken 
unter denselben Bedingungen zu übernehmen pflegt, zu denen sie 
von dem Rückversicherten übernommen werden.** 

3) Ehrenberg, Die Rückversicherung; S. 60. 
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för besondere Haverei ^) oder er schliesst bei der Un- 
fallrückversieherung die Haftung für Unfitlle, die sich 
beim Radfahren ereignen , aus oder begrenzt seine 
Haftung in räumlicher Beziehung. Jedenfalls aber 
darf seine Stellung nicht ungünstiger sein als die des 
Hauptversicherers. Denn dann würde der Hauptver- 
sicherer einen Grewinn daraus ziehen, dass er dem Ver- 
sicherten weniger zu zahlen brauchte als der Rückver- 
sicherer ihm. Dies widerstreitet aber dem Prinzip der 
Versicherung, dass dieselbe dem Versicherten nur einen 
Schaden ersetzen, nicht aber zum Gewinn führen soll ^. 

IV. Der laufende Versicherungsvertrag nrnss fer- 
ner Bestimmungen enthalten über den Umfang der Er- 
satzleistung des Generalversicherers. 

1) üeber die Voraussetzung, unter welcher er Er- 
satz zu leisten hat, finden sich zwar in der Regel auch 
Bestimmungen — wenigstens bei den Rückversiche* 
rungsverträgen — sie sind aber die gleichen wie für 
die Spezialversieherung. Es genügt daher fib* die 
Transportversicherung auf die allgemeineit Gruadsätze 
des Versicherungsrechtes, für die Rückversicherung auf 
die besonders für diesen Zweig des Versicherungsrechta 
in Frage kommenden Bestimmungen hinzuweisen^. 



1) Ebrenberg, Die Rückversicherung, S. 58. 

2) So Ehrenberg, Die Rackversicheruag, S. 57. Ebenso May, 
Law of Insurance I. S. 12: Reiusurance may be for less risk than 
tbe original insurance but not for more. Daher nicht ganz richtig 
Droz, les Assurances Maritimes I. S. 170: les conditions de la re- 
assuraoce peuvent diffärer de Celles de Tassurance. (Vgl. Lewis 
a. a. 0. S. 123, Anm. 33). Ebenso liegt eine Verkennung^ der wirk» 
liehen Rechtslage in dem §523 deß H.G.B. füi; Cbüe vor: der 
Versicherer kann zu günstigeren oder ungünstigeren Bedingungen 
als die vereinbarten dieselben Sachen, welchiB er versiehjert hat, 
wieder versichern lassen. (Borchardt, HandeLsgesetce des Erd- 
balles L S. 123.) 

3) Für die Rückversicherung vergl. Ehrenberg, Die Rückver^ 
Sicherung, §7, S. 108 ff.; Voigt a, a. 0. S. 390 ff.; Lewis a. a. 0. 

2 



18 

2) Der Umfang der Ersatzpflicht wird regelmässig 
beschränkt durch die Vereinbarung einer Maximal- 
summe für das einzelne Risiko *). Ein vorsichtiger 
Grescbäftsmann wird dies stets thun , da er sonst wo- 
möglich durch eine Katastrophe völlig ruiniert werden 
k-ann, Fälle, die schon vorgekommen sind. Bei der 
Transportversicherung wird meist für jedes besondere 
Transportmittel eine bestimmte Summe festgesetzt, über 
die hinaus der Versicherer nicht beteiligt werden kann. 
Ueber die Beschränkung der Ersatzpflicht des Rück- 
versicherers haben wir schon im vorigen Paragraphen 
berichtet. 

V. Endlich muss der laufende Versicherungsver- 
trag eine Vereinbarung über die Gegenleistung des 
Versicherten, über die Prämie enthalten. Auch hier 
finden wir wieder einen Unterschied zwischen der lau- 
fenden Transport- und Rückversicherung. 

1) Bei der Transportversicherung werden die Prä- 
mien für die erfolgten Versicherungen nach den Ta- 
rifen der Gesellschaft in Ermangelung einer sonstigen 
Vereinbarung am Schlüsse eines jeden Monats oder 
Quartals berechnet und müssen sofort nach Zustellung 
bezahlt werden. Es wird der Berechnung meist eine 
Durchschnittsprämie zu Grunde gelegt, so dass der 
Versicherte nicht von Prämienschwankungen, die grade 
in der Transportversicherung häufig recht bedeutende 
sind, berührt wird. 

2) Anders ist die Prämienberechnung in der Rück- 
versicherung. 



S; 263 ff.; R.O.H.G. U. IIL 1878, XXIV S. 390 über die Bedeutung 
der Formel: im Scbadeasfalle bedarf es zur Einkassierung der Rück- 
yersicherungssumme nur der Quittung über den an den Haupt- 
versicherten geleisteten Ersatz. Ferner R.G. 15. VI. 1881, V. S. 1 15 ff- 
über Verpflichtung des Rückversicherers im Konkurse des Rück- 
versicherten. Vergl. auch § 6. 

1) Ehreuberg, Versicherungsrecht^ S. 409. 
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a) Hier haben wir als das Grewohnliche und im 
Zweifel anzunehmen, dass der Rückversicherer die ent- 
sprechende Quote der Originalprämie erhält. Wenig- 
stens gilt dies für die Transport-, Feuer- und Unfall- 
rückversicherung. Von dieser ßruttoprämie kommen aber 
Rabatte, Provisionen und andere Vergütungen an den 
Versicherten *) und Makler in Abzug. Nicht abgezogen 
werden im allgemeinen die Agenturprovisionen. Auf 
diese Nettoprämie, welche der Rückversicherer erhält, 
gewährt dieser dem Rückversicherten eine Provision für 
dessen Geschäftsführung und Unkosten. 

Eine besondere Schwierigkeit findet Ehrenberg*) 
bei der Prämienberechnung, wenn der Rückversicherte 
eine Versicherungsgesellschaft auf Gegenseitigkeit ist, 
da bei diesen feste Prämien regelmässig nicht genom- 
men werden, sondern entweder anfangs zu wenig ge- 
zahlt wird und deshalb später Nachschüsse erhoben 
werden müssen, oder die Prämie zunächst zu hoch ist 
und der Ueberschuss als Dividende dem Versicherten 
später zurückgezahlt wird. Es finden sich daher Ab- 
machungen, dass der Rückversicherer zwar gleich an- 
fangs die hohe Prämie erhalte, später aber auch seinen 
Teil zur Dividende an die Versicherten beitragen 
müsse. Oder es wird eine willkürliche Rückversiche- 
rungsprämie vereinbart. Bei der Lebensversicherung 
sind im allgemeinen die Schwierigkeiten aber nicht so 
gross, da ein Blick auf die Prämien tarife der Gesell- 
schaften zeigt, dass grosse Prämienunterschiede zwi- 
schen Aktien- und Gegenseitigkeitsgesellschaften nicht 
bestehen. 

b) Die Prämie kann aber auch vertragsmässig eine 



1) So erhält z. B. bei der Unfallrück versicheruDg bei Versiche- 
rungen mit Prämienrückgewähr der Rückversicherer nur den ent- 
sprechenden Teil der Nettoprämie, nicht auch denjenigen Teil, 
welcher später dem Hauptversicherten zurückzugewähren ist. 

2) Ehren berg, Die Rückversicherung, S. 167. 

2* 
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andere sein als die Originalprämie z. B. niedriger, wenn 
der Haaptversicherer aus der PrämiendifiPerenz einen 
Gewinn ziehen will *). Auch kann bei scheinbar glei- 
chen Prämien die Rückversicherungsprämie eine be- 
deutend niedrigere sein als die Originalprämie, wenn 
nämlich die dem Rückversicherten zu vergütende Pro- 
vision un verhältnismässig hoch ist^). Höhere soge- 
nannte speculative Prämien kommen wohl bei der Spe- 
zial-, nicht aber bei der laufenden Versicherung vor. 
Ganz besondere Bestimmungen finden wir bei der lau- 
fenden Lebensrückyersicherung. Hier wird meist eine 
bestimmte Quote der tarifmässigen Prämie gewährt und 
zwar desjenigen Teiles der Originalprämie , welcher 
dem Verhältnis von Rückversicherungssumme zur Haupt- 
versicherungssumme entspricht ; die Provision richtet 
sich ebenso wie bei dem direkten Geschäft nicht nach der 
Prämie, sondern wird in Procenten der Versicherungs- 
summe (1 — 27o) berechnet. Von dieser Prämie kommt 
aber die Differenz zwischen der zu einem bestimmten 
Zinsfuss diskontierten und nach einer bestimmten Sterb- 
lichkeitstafel berechneten Prämienreserve am Schlüsse 
des eben beginnenden und der Prämienreserve am 
Schlüsse des eben vollendeten Versicherungsjahres in 
Ab;sug, sodass also der Rückversicherer nur die reine 
Risikoprämie erhält. Die Prämienreserve bleibt in den 
Händen des Hauptversicherers und zwar nicht, um füi 
den Rückversicherer verwaltet zu werden, sondern wie 



1) Ehrenberg, Die Rückversicherung, S. 164. Vergl. Code de 
commerce für Frankreich § 342 : die Rackveräicberungsprämie kann 
höher oder niedriger sein als die Versicherangsprämie (Borcbardt 
a.a.O. II. S. 376); May a.a.O. S. 10: premium which may be 
mpre or less than that paid on the original policy, as the parties 
may agree. 

2) Vergl. Prien im Handwörterbuch für Staatswissenscbaften 
VI. S. 266, in welchem er darauf hinweist, wie leicht durch zu 
hohe Provisionen ein Missbrauch getrieben werden kann. 
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es in den Verträgen ausdrücklich heisst, als volles 
Eigentum des Hauptversicherers. Der Rückversicherer 
ist also auch bei Zinsverlusten und Zinsgewinnen hin- 
sichtlich der Prämienreserve nicht beteiligt. Bei allen 
Ersatzleistungen, die lediglich aus der Prämienreserve 
erfolgen z. B. beim Rückkauf der Police, wird der 
Rückversicherer überhaupt nicht beteiligt. Ist dagegen 
ein Todesfall eingetreten, so braucht der Rückver- 
sicherer nur abzüglich der Prämienreserve zu zahlen ; 
ist also 2. B. jemand zu 20000 Mk. versichert und sind 
von dieser Versicherungssumme 10000 Mk. dem Rück- 
versicherer vertragsmässig überwiesen worden, so hat 
der Rückversicherer, wenn im Falle des Todes des 
Mannes die Prämienreserve die Höhe von 15000 Mk. 
erreicht hat, nur 2600 Mk. zu bezahlen. Diese Bestim- 
mungen der Rückversicherungsverträge, welche wir als 
die Regel zu betrachten haben, wenn auch andere Ab- 
machungen vorkommen können ^), sind auch teilweise in 
den Entwurf eines Reichsgesetzes über die privaten 
Versicherungs-Unternehmungen eingedrungen, nach wel- 
chem die rückversicherte Anstalt die Prämienreserve 
selbst aufzubewahren und zu verwalten hat^). Diese 
Bestimmung ist deshalb getroffen, damit nicht die Prä- 
mienreserve, auf welche die Versicherten ein Recht 
haben, den Zugriffen dieser womöglich durch auslän- 
dische Gesellschaften entzogen werden kann. 

3) Die Prämie wird wie bei der laufenden Trans- 
portversicherung so auch bei der laufenden Rückver- 
sicherung nicht für jedes einzelne Risiko besonders be- 



1) Vergl. Ehrenberg, Die Rückveröicherung, S. 170— 172. Es 
ist dort angenommeD^ dass der Rückversicherer den entsprechenden 
Teil der Prämie also einschliesslich Prämienreserve erhält. In 
allen Verträgen, die mir vorgelegen haben, war die Berechnung 
der Prämie wie oben im Text geregelt. 

2) § 58. Vergl. Ehrenzweig a. a. 0. VII. S. 185. 
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zahlt ^), sondern auch hier findet nach längeren Zwi- 
schenräumen monatlich oder quartaliter eine Prämien- 
berechnung statt. Bei der Lebensrückversicherung wird 
gleich im Anfange die Prämie für das ganze Jahr vor- 
aus bezahlt unabhängig davon , wann der Hauptver- 
sicherer zahlt. Der Rückversicherer participiert in- 
folgedessen auch nicht an den Aufschlägen, die auf die 
einzelnen Prämienzahlungen gemacht werden , wenn 
diese nicht jährlich, sondern in kurzen Zeiträumen er- 
folgen. Erlischt die Hauptversicherung wegen Nicht- 
bezahlens der Prämie seitens des Haupt versicherten, so 
muss der Rückversicherer das zu viel erhaltene zurück- 
zahlen. Anderer Meinung ist Ehrenberg'). Wenn im 
Vertrage nichts ausgemacht sei, so müsse der Rück- 
versicherte dennoch die von dem Versicherten geschul- 
dete Prämie, gleichgiltig, ob er sie ihm kreditiert habe 
oder nicht, dem Rückversicherer bezahlen, selbst wenn 
der Versicherte die Prämie nicht zahle und die Ver- 
sicherung deshalb unverbindlich würde. Unserer An- 
sicht ist dagegen das Hanseatische Oberlandesgericht, 
freilich auf Grund der Auffassung, dass die laufende 
Rückversicherung ein Societätsvertrag sei und deshalb 
der eine Socius an dem Verluste des anderen teilneh- 
men müsse®). Das Resultat scheint mir richtig, die 
Begründung aber falsch, weil, wie wir später ausführen 
werden, die laufende Rückversicherung doch ein Ver- 
sicherungsvertrag ist. Man kommt zu demselben 
Schluss, wenn man die laufende Rückversicherung als 
Versicherungsvertrag betrachtet. Der Rückversicherer 
erhält die Prämie für das übernommene Risiko. Wird 
nun der Hauptversicherte insolvent und kann seine 
Prämie nicht bezahlen, so erlischt die Hauptversiche- 

1) Ehrenberg, Die Rückversicherung, S. 169. 

2) Ehrenberg, Die Rückversicherung, S. 170. Ebenso Droz 
a. a. 0. S. 170 (Montpellier 15. V. 1872). 

3) H.O.L.G. 7. 1. 1897. e.Ger.Z. Hauptblatt 1897, No. 17. 
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rung von Beginn der Periode, für welche die nicht be- 
zahlte Prämie berechnet war. Fällt aber die Haupt- 
versicherung weg, so erlischt auch infolge ihres acces- 
sorischen Charakters die Rückversicherung. Der Rück- 
versicherer würde also eine Prämie erhalten für ein 
Risiko , welches er thatsächlich nicht getragen hat. 
Freilich auch die Prämie des Versicherten bleibt ver- 
schuldet trotz Verfalls der Versicherung, aber ge- 
wissermassen als Strafe, weil er der vertraglich über- 
nommenen Pflicht zur Prämienzahlung nicht nachge- 
kommen ist. Den Rückversicherten trifft aber doch 
kein Verschulden, und es entspräche doch nicht der 
Billigkeit, wenn er eine Prämie bezahlen müsste für 
eine Rückversicherung, die durch Schuld des Haupt- 
versicherten, auf welchen er keinen Einfluss hat, und 
für dessen Handlungen er nicht verantwortlich ist, un- 
verbindlich geworden ist. Vorausgesetzt ist hierbei 
jedoch stets, dass der Rückversicherte nicht schuld- 
-hafterweise versäumt hat, die Prämie einzuziehen, z. B. 
wenn der Versicherte zahlungsfähig war, aber sich 
weigerte die Prämie zu bezahlen , und der Rückver- 
sicherte versäumte auf dem Wege der Klage die Schuld 
beizutreiben. 

4) An Ristornogebühren ist der Rückversicherer 
im Verhältnis der Rückversicherungssurame zur Haupt- 
versicherungssumme beteiligt. 

§ 3. Das Entstehen der einzelnen Versicherungsverhältnisse. 

A. Pflicht des Greneralversicher ers 
die unter die Versicherung fallenden Ri- 
siken in Versicherung zu nehmen. 

I. Wir haben schon früher erwähnt, dass es eine 
obligatorische und eine fakultative laufende Versiche- 
rung giebt. Dieser Unterschied ergiebt sich mit Rück- 
sicht auf den Generalversicherten, nicht auf den Gene- 
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ralversicherer. Denn für diesen besteht regelmässig die 
Pflicht, die unter die Versicherung fallenden Risiken 
in Versicherung zu nehmen. Bestände eine solche Ver- 
pflichtung auf Seiten des Versicherers nicht, so hätten 
wir es überhaupt nicht mit einer laufenden Versiche- 
rung, sondern nur mit einer Punktation zu thun, durch 
welche sich die Parteien schon im voraus über die 
Bedingungen geeinigt haben, die für die später von 
ihnen zu schliessenden Versicheiningsverträge mass- 
gebend sein sollen. Der Zweck der laufenden Versiche- 
rung ist aber der, dass der Versicherte von vornherein 
gedeckt oder wenigstens sicher sein will, dass die 
Versicherung nicht von dem Versicherer abgelehnt 
werden darf. Ein schlechtes Risiko würde der Ver- 
sicherer wahrscheinlich nicht bereit sein zu überneh- 
men, und der Versicherte müsste dann suchen, anderswo 
die Versicherung zu nehmen , was entweder garnicht 
mehr möglich wäre oder nur mit grossen Unkosten ge- 
schehen konnte. Wäre vollends ein bereits eingetrete- 
ner Schaden schon bekannt, so dürfte der Versicherte 
weder das Risiko zur Versicherung anbieten, noch 
würde, wenn das Angebot schon vorher erfolgt war, 
irgend ein Versicherer so thöricht sein, nunmehr die 
Versicherung abzuschliessen. Es ergiebt sich hieraus, 
dass der Generalversicherer stets verpflichtet ist, die 
überwiesenen Risiken, soweit sie vertragsmässig unter 
die Versicherung fallen, in Versicherung zu nehmen, 
ein Grundsatz, der in den Versicherungsverträgen, der 
Litteratur*) und der Rechtsprechung*) seinen vollen 
Ausdruck gefunden hat. 

n. Anders ist die Verpflichtung auf Seiten des 
Generalversicherten. Es kann im Vertrage ausgemacht 

1) Ehrenberg, Versicberungsrecht, S. 410. Ebenso Ehrenberg, 
Die Rückversicberang, S. 26. Walter in Ebrenzweig's Assekuranz 
Jahrbuch XIV. S. 63. 

2) Vergl. R.O.B.G. 20.11. 72. V. No. 36. R.G. 15. 1. 81. IV. S. 13. 
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sein, dass er alle Risiken oder nur die einer bestimmtet] 
Art überweisen muss oder dass es in seinem Belieben 
steht, ob er sie unter Versicherung bringen will, 
schliesslich, dass er zwar nicht verpflichtet ist zu ver- 
sichern, wenn er sich aber dazu entschliesst , das be- 
treffende Risiko dem Generalversicherer überweisen 
muss. Letztere Art nennen wir relativ fakultative 
Versicherungen ^). 

B. Die obligatorische laufende Ver- 

sicherun g. 

I. Betrachten wir zunächst die obligatorische lau- 
fende Versicherung. Es müssen also alle unter die 
Versicherung fallenden Risiken dem Generalversicherer 
überwiesen werden. Die Deklarationen müssen innerhalb 
einer bestimmten Frist erfolgen, bei der Transport- 
versicherung meist innerhalb einer Woche, bei grösseren 
Posten sofort, bei der Rückversicherung in der Regel 
innerhalb 48 Stunden nach Abschluss der Hauptver- 
sicherung, beziehungsweise nachdem der Hauptversi- 
cherer von dem Abschluss Kenntnis erhalten hat. Es 
können ja auch zuweilen Agenten in der Feuerversiche- 
rung und namentlich in der Transportversicherung 
selbständig Versicherungen abschliessen , so dass der 
Versicherer erst einige Zeit nach dem Abschluss der 
Versicherung Kenntnis von derselben erlangt. Oft 
können nur provisorische Anzeigen gemacht werden in 
sogenannten provisorischen Bordereaux , welche dann 
später, sobald der Versicherte über alle Thatsachen, 
deren Kenntnis für den Versicherer von Wert ist oder 
die er mitgeteilt zu haben wünscht, unterrichtet ist, 
durch definitive Bordereaux ergänzt werden. In der 
Rückversicherung werden wohl auch noch monatlich oder 



1) Vergl. zu dieser Terminologie Ehrenberg, Die Rückver- 
sicberuDg, S. 28 und Ehreuberg, Versieb erungsrecht, S. 4U. 
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vierteljährlich sogenannte Regulierungsbordereaux über- 
sandt, welche ein Verzeichnis aller vom Hauptversicherer 
innerhalb der bestimmten Zeit abgeschlossenen Ver- 
sicherungen enthalten. 

II. Es erhebt sich nun die Frage, ob im Zweifel 
der obligatorische Charakter einer laufenden Versiche- 
rung anzunehmen ist. Ehrenberg ^) nimmt dies für die 
Transportversicherung an, weil es gefahrlich wäre, 
wenn der Versicherte ein Wahlrecht habe, für die lau- 
fende Rückversicherung dagegen stellt er die Vermu- 
tung für den obligatorischen Charakter nicht auf, da 
hier das freie Wahlrecht des Rückversicherten zu kei- 
nem Bedenken Anlass gäbe, weil derselbe ja mit einer 
Quote an dem Risiko beteiligt bleibt. Anderer An- 
sicht ist hinsichtlich der Rückversicherung das Reichs- 
gericht*): „Allein dagegen, dass der primäre Versiche- 
rer die Wahl haben solle, ob er die unmittelbar unter 
den Vertrag fallenden Excedenten als für Rechnung 
des anderen Teiles geschlossen betrachten oder sie für 
eigene Rechnung behalten oder etwa einer dritten Ge- 
sellschaft in Rückversicherung geben wolle, spricht zu- 
nächst schon die Erwägung, dass hiernach die Kontra- 
henten gegenseitig in der Lage sein würden, besonders 
günstig und vorteilhaft erscheinende Risiken auch über 
das stipulierte Maximum hinaus selbst zu übernehmen 
oder zu einer entsprechenden niedrigeren Prämie als 
der im Vertrage stipulierten bei Dritten rückversichern 
zu lassen, mithin den daraus zu erhoffenden Gewinn 
ihren Gegenkontrahenten einseitig zu entziehen und 
diese nur mit den bedenklichen oder ungünstig erschei- 
nenden Risiken zu belasten, was nicht der Absicht der 
Parteien beim Abschluss eines Vertrages der vorliegen- 
den Art entsprechen kann." Man sieht, es kommen bei 



1) Ehrenberg, Die Rückversicherung, S. 27. 

2) R.G. 15. 1. 81. 
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der laufenden Transport- und der laufenden Rückver- 
sicherung verschiedenartige Erwägungen in Betracht. 
Bei der Transportversicherung besteht die Grefahr, dass 
der Versicherte nur die gefahrlichen Risiken anzeigen 
wird und womöglich erst, nachdem er schon von einem 
Schaden Kenntnis erlangt hätte oder doch wenigstens 
von einer Gefährdung der Güter. Es würde nun sehr 
schwierig sein namentlich hei Transporten von kurzer 
Dauer ihm nachzuweisen, dass er bei Aufgabe der De- 
klaration bereits von dem Schaden Kenntnis gehabt 
hätte. Bei der Rückversicherung besteht diese Gefahr 
nicht in dem Grade, da ja der Rückversicherte mit 
einer Quote beteiligt bleibt, wenigstens dies als Regel 
zu betrachten ist. Dafür besteht aber eine doppelte 
Unannehmlichkeit für den Rückversicherer, der er sich 
nicht aussetzen wollte. Erstens erhält er weit weniger 
Prämie als er erwartet. Er hat doch das Geschäft 
abgeschlossen , um sich eine grössere Einnahmequelle 
zu verschaffen ; er will an allen Prämieneinnahmen des 
Rückversicherten beteiligt sein, nicht nur an einigen 
wenigen, die zuzuweisen von der Laune des Rückver- 
sicherten abhängen soll. Eine schwere Schädigung des 
Rückversicherers ist aber darin zu erblicken, dass er 
womöglich nur schlechte Risiken überwiesen erhält. 
Ein Versicherungsgeschäft kann aber nur dann von 
gutem Erfolge begleitet sein, wenn der Assekuradeur 
für die richtige Ausgleichung der Risiken Sorge trägt, 
dass also den schlechten Risiken mindestens ebenso- 
viele gute gegenüberstehen. Dass der Rückversicherte 
mit einer Quote beteiligt bleibt, nützt hier dem Ver- 
sicherergarnichts; im Gegenteil, es ist sogar sehr vor- 
teilhaft für den Rückversicherten, wenn er die guten 
Risiken möglichst hoch behält, dagegen an den schlech- 
ten Risiken den Rückversicherer soweit als es der Ver- 
trag zulässt, beteiligt. Ehrenberg wendet nun zwar 
ein, dass der Rückversicherer sich dies Recht im Ver- 



28 

trage hätte ausbedingen müssen, da er ja deutlicher 
hätte sprechen können. Weshalb soll aber der Rückver- 
sicherer sich dies Recht ausdrücklich ausbedingen, — er 
wird es ja in den meisten Fällen thun — wenn beide 
Parteien als Männer der Versicherungspraxis wissen 
mussten, dass ein obligatorischer Vertrag am meisten 
.den Absichten der Parteien entsprach? Die obligato- 
rische laufende Rückversicherung ist die Regel, die fa- 
kultative die Ausnahme. Wird also ein Rückversiche- 
rungsvertrag abgeschlossen ohne näheren Hinweis, ob 
er obligatorisch oder fakultativ sein soll , so ist doch 
im Zweifel die Regel als beabsichtigt anzunehmen und 
nicht die Ausnahme. 

IIL Welche Folgen entstehen nun, wenn der Ver- 
sicherte einzelne Posten verschweigt? Auf die Ent- 
stehung der einzelnen Versicherungsverhältnisse hat 
dies keinen Einfluss. Denn „bei der obligatori- 
schen laufenden Versicherung werden alle Posten un- 
mittelbar von der Versicherung ergriffen, sobald ihre 
Voraussetzungen in der Person des Versicherten vor- 
handen sind^)." Dieser Grundsatz gelangt auch in 
dem schon vorher erwähnten Urteil des Reichsgerichts 
zum Ausdruck: „Dafür, dass die einzelnen unter den 
Vertrag fallenden Rückversicherungen schon ipso jure 
d. h. unmittelbar mit dem Abschluss der unter den 
Vertrag fallenden primären Versicherung zur Perfek- 
tion gelangen, kommt aber noch ganz entscheidend 
der Umstand in Betracht, dass bei der entgegenge- 
setzten Auslegung der klar ersichtliche Zweck der Kon- 
trahenten im Interesse ihres beiderseitigen Greschäfts- 
betriebes auch grössere Risikos als sie für eigene Rech- 
nung zu übernehmen gewillt oder nach ihren Statuten 
oder massgebenden Geschäftsprinzipien in der Lage 

1) Ehrenberg, Versicherungsrecht, S. 411. Vergl. Voigt in der 
Zeitschrift für Handelsrecht XXVI. S. 517. H.L.O.G. 22. 12. 87. 
H.Ger.Z. 1888 Hauptblatt No. 14. Droz a. a. 0. S. 47. 
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sipd, auf Grund einer im voraus beschafften X)eckang 
für den Ueberschuss übernehmen zu können mit Sicher- 
heit nicht erreicht sein würde, da nach einem Grund- 
satz des Versicherungsrechtes der primäre Versicherer 
wegen der Excedenten durch Rückversicherung nicht 
gedeckt wäre, wenn diese erst durch die Ueberweisung 
oder Benachrichtigung des anderen Kontrahenten zur 
Perfection gelangen würde, ein inzwischen eingetretener 
Schaden aber schon vor diesem Zeitpunkte bekannt ge- 
worden sein sollte.^ In den Verträgen findet sich 
daher regelmässig die Klausel : ;,Die Haftung des Rück- 
versicherers beginnt in demselben Augenblick wie die 
des Hauptversicherers und präjudiziert es nicht, wenn 
der Versicherungsnehmer bei Aufgabe der Versiche- 
rung von einem eingetretenen Schaden Kenntnis hatte '^ 
oder bei der Transportversicherung: ^TJnter dieser Be- 
dingung sind auf diese Police nach Inhalt derselben 
gehörende Deklarationen auch für den Fall zulässig 
und für den Herren Versicherer bindend, dass ein Un- 
glücksfall bereits früher oder gleichzeitig gemeldet 
oder sonst hierselbst bekannt geworden sein sollte ^).^ 
Da alle Risiken ohne weiteres von der Versicherung 
ergriffen werden , so hat natürlich auch 9,ndererseits 
der Versicherte die Verpflichtung die Deklaration zu 
machen , auch wenn er gleichzeitig mit der Nachricht 
von der Absendung von Gütern schon die Nachricht von 
ihrer glücklichen Ankunft erhält. So auch ausdrück- 
lich die Verträge. Also entsteht das einzelne Versiche- 
rungsverhältnis bei der obligatorischen laufenden Trans- 
portversicherung , sobald der Transport der Güter be- 
ginnt, bei der obligatorisch laufenden Rückversicherung, 
sobald der Hauptversicherer eine Versicherung abge- 

1) Droz a. a. 0. S. 49: que peu Importe aussi que les assiirds 
n'ament fait la däclaration d^aliment qae posterieusement au 
naufrage et alors qu'ils avaient dejä. connaissaDce dn sinietre 
(Rouen, 31. X. 1863). 
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schlössen hat bezw. sobald sich ausserdem noch der 
vertragsraässige Excedent gebildet hat^). 

1) Die Deklaration hat also auf die Entstehung 
der einzelnen Versicherungsverhältnisse keinen Einfluss, 
wohl aber ist sie sonst von grosser Bedeutung. Sie 
gewährt zunächst dem Versicherer den nötigen üeber- 
blick über sein Geschäft. Infolge der Deklaration ist 
er davon unterrichtet, in welcher Höhe er an jedem 
einzelnen Bisiko, sei es direkt oder in Rückversiche- 
rung beteiligt ist. Er hat also die Möglichkeit, wenn 
seine Beteiligung an einem Risiko über das sonst von 
ihm gewählte Mass hinausgeht, sich durch Rückver- 
sicherung vor grösserer Inanspruchnahme zu schützen ^). 
Er kann ferner, wenn er z. B. erfährt, dass er auf ge- 
wissen Routen augenblicklich sehr stark beteiligt ist, 
vermeiden zunächst auf diesen Strecken noch weiter 
zu zeichnen, dagegen zum Ausgleich Versicherung auf 
andere Strecken zu übernehmen suchen. Vor allem 
aber sichert die Deklaration den Versicherer vor be- 
trügerischen Handlungen des Versicherten. Deshalb 
zieht das Verschweigen der Anzeige besonders schwere 
Folgen nach sich. 

2) Die Versicherungsverträge behandeln die Folgen 
verschiedenartig. Die Transportversicherungsverträge 
enthalten entweder gar keine Bestimmung oder sie be- 
stimmen ausdrücklich, dass der Versicherte seines An- 
spruches verlustig geht, wenn er die Deklarationen 
nicht oder nicht innerhalb einer bestimmten Frist 
macht, oder sie enthalten die Klausel, welche sich in 
den Rück Versicherungsverträgen durchweg findet: „Un- 
absichtliches Versehen in der Aufgabe der Risiken oder 
unabsichtliches Verschweigen einzelner Risiken präju- 

1) Ehrenberg, Die Rückversicherung, S. 34. 

2) Droz a.a.O. S. 51: On con9oit, en effet TintärSt, qu'oot les 
asanreurs k Stre informes, soit pour prendre des pr^cautions de 
reassurance, soit pour surveiller i'expedition en cours. 
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diziert dem Anspruch des Versicherten nicht. ^ Woher 
dieser Unterschied? Einmal wird er darauf zurückzu- 
führen sein, dass bei der Rückversicherung sich zwei 
Versicherungsgesellschaften gegenüberstehen. Womög- 
lich haben beide mit einander einen Vertrag abge- 
schlossen, wonach jede der anderen ihre Excedenten 
überweisen soll und ist es erklärlich, dass sich die Ge- 
sellschaften durch scharfe Bestimmungen nicht ins 
eigene Fleisch schneiden wollen. Ausserdem können 
bei einem grossen Geschäftsbetrieb einer Versicherungs- 
gesellschaft zu leicht Versehen vorkommen. Dann aber 
ist ja auch die Gefahr bei der Rückversicherung nicht 
so gross, da ja der Rückversicherte mit einer Quote 
an den Risiken beteiligt bleibt. Bei der Transportver- 
sicherung ist die Gefahr grösser, sind die Gesellschaften 
unabhängiger, daher teilweise die scharfen Bestimmun- 
gen. Das Reichsgericht hat sich hinsichtlich der Trans- 
portversicherung folgendermassen ausgesprochen: „Wenn 
der Versicherte es unterlässt die einzelnen Versendun- 
gen anzuzeigen, so mache er sich dadurch einer fal- 
schen Angabe über das Versicherungsobjekt schuldig 
und dies habe nicht etwa zur Folge, dass der Ver- 
sicherer nachträglich die Zahlung der auf die verschwie- 
genen Sendungen fallenden Prämien und den Ersatz 
etwaigen Schadens fordern kann, sondern die Folgen 
der falschen Angabe sei Verwirkung des Anspruchs 
des Versicherten aus dem Vertrage *)." Das Verschwei- 
gen beruhte in diesem Falle auf einem Versehen des 
Buchhalters, der in Abwesenheit des Prinzipals eine 
Sendung versehentlich nicht deklariert hatte. Dies er- 
scheint aber sehr hart. Man denke sich eine Export- 

- -r I ■! ■ ■ ■ 

1) R.6. 14.111.84. (Baumgartner, Gerichtspraxis in Versiehe- 
rangssacheD, S. 1017.) Vergl. hinsichtlich der Rdckversicberung R.G. 
26. IL ^. (Bftumgartner S« 1230.) . . . Der Ansprach gelte als auf- 
gehobeo, wenn die Retvocesttoiiaiitt%&be infolge einer Verschuldung 
des Versicherten verspätet eingefetcbt würde oder ganz unterbliebe. 
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firma, welche tagtäglich grosse Yersendangen macht. 
Nun wird durch ein Versehen einmal versäumt eine 
dieser Sendungen zu deklarieren. Soll dann bei einem 
Schaden, welcher diese Sendung trifft, die Gesellschaft 
von der Haftung frei sein? Ist also nicht ausdrück- 
lich im Vertrage ein strenges Präjudiz für jedes Ver- 
sehen festgesetzt — und es wäre noch die Frage, ob 
nicht trotzdem der Richter ein solches als Verstoss 
gegen die bona fides ignorieren könnte — so ergeben 
sich für Transport- und Rückversicherung folgende 
Grrundsätze, die auch in der Litteratur^) und teilweise 
der Rechtsprechung*) zum Ausdruck gelangt sind. 

a) Beruht die Verschweigung auf leichter Fahr- 
lässigkeit — wie die Policen sagen auf ;,unabsicht- 
liehem Versehen* — so bleibt der Anspruch des Ver- 
sicherten bestehen. Ist freilich durch das Verschweigen 
dem Versicherer ein Schaden erwachsen, z. B. weil er 
infolgedessen keine Rückversicherung genommen hat, 
so iat der Versicherte nach den allgemeinen Grrund- 
sätzen schadene;rsatzpflichtig. 

b) Hat der Versicherte dagegen Risiken arglistig 
verschwiegen, so kann der Versicherer nicht nur die 
Haftung für das verschwiegene Versicherungsverbält- 
nis ablehnen, sondern auch den Vertrag sofort kün- 



1) Ebrenberg, Die Rnck Versicherung, S. 29. Ehrenberg, Ver- 
sichernngsrecht, S. 412, besonders Anm. 12. Voigt, Zeitschrift für 
Handelsrecht XXVI. S. 518. 

2) Vergl. das äusserst ausfuhrliche und treffliche Erk. des 
H.O.L.G. vom 20. X. 88. H.Ger.Z. Hauptblatt 1888 No. 123. Fer- 
ner Droz a.a.O. Er erwähnt Seite 51 ff. ein urteil des Pariser 
EassatioQsbofes , welches eine laufende Transportversicherung f&r 
hinföllig (caduque) erklärt, weil trotz der Bestimmung, dass inner- 
halb 48 Stunden die Deklarationen erfolgen sollten, die Parteien 
dieser Vorschrift nicht nachgekommen seien. Anderer Ansicht 
Easaationshof 22. Juli 1868. Eine Rackversicherung erklärt Droe 
S. 349 bei grober Fahrlässigkeit hinsichtlich der Verschweigung 
für unverbindlich. 
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digen. Denn die laufende Versicherung berutt in ganz 
besonderem Masse auf Treu und Glauben, bedeutend 
mehr als die SpezialVersicherung, welche man schon 
als einen contractus uberrimae fidei bezeichnet hat. 
Bei der SpezialVersicherung ist die Haftung des Ver- 
sicherers auf ein einziges Risiko beschränkt. Schöpft 
er Verdacht gegen die Redlichkeit des Versicherten, 
so kann er sich wenigstens in Zukunft davor hüten, 
sich wieder mit ihm einzulassen. Anders ist es bei 
der laufenden Versicherung. Sie wird auf längere 
Zeit abgeschlossen und kettet für diese Zeit für eine 
Reihe nach Zahl und Umfang unbestimmter einzelner 
Versicherungsverhältnisse den Versicherer an den Ver- 
sicherten. Während der ganzen Dauer des Vertrages 
ist der Versicherer auf die Zuverlässigkeit und Red- 
lichkeit seiner Versicherten angewiesen, freilich mehr 
in der Transport- als in der Rückversicherung. Das 
ihm zustehende ControUrecht , welches ihm gestattet 
die Geschäftsbücher des Versicherten einzusehen, hat 
nur geringe praktische Bedeutung. Und nun sollte ein 
Versicherer gegenüber der betrügerischen Handlungs- 
weise eines Versicherten nur zum Schadenersatz be- 
rechtigt, dagegen gezwungen sein, weitere Geschäfts- 
verbindung mit ihm aufrecht zu erhalten, wie Le- 
wis') meint? Das entspricht doch sicherlich nicht 
der Billigkeit. Zweckmässig ist es allerdings derartige 
Bestimmungen in den Vertrag aufzunehmen *) , aber 
selbst wenn sie nicht im Vertrage enthalten sind, wer- 
den wir doch zu keinem anderen Resultat gelangen. 

c) Es bleibt nur noch zu untersuchen, welches 
Recht der Versicherer hat, wenn die Verschweigung 
auf grober Fahrlässigkeit beruht. Das Reichsgericht 
hat sich dahin ausgesprochen, dass grobe Fahrlässig- 



1) Lewis a.a. 0. S. 109. 

2) Ebrenberg, Versicherungsrecht, S. 415 ütad Anm. 15. 

3 
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keit die Haftung des Versicherers aufhebe ^). Ehren- 
berg hat früher dieselbe Ansicht vertreten^), sie aber 
dann später wieder fallen lassen'), „denn meistens 
wird das Versehen des Versicherten in der That auf 
einer groben Nachlässigkeit eines seiner Beamten be- 
ruhen.*' Das wird auch meistens der Fall sein, aber 
iiicht immer. Meines Erachtens ist folgendes der rich- 
tige Ausweg. Hat sich der Versicherer das Recht 
ausbedungen, bei grober Fahrlässigkeit seine Haftung 
abzulehnen, so präjudiziert grobe Fahrlässigkeit dem 
Anspruch des Versicherten. Hat er es sich nicht aus- 
bedungen, so präjudiziert grobe Fahrlässigkeit im all- 
gemeinen dem Anspruch des Versicherten nicht. Dem 
Versicherer soll jedoch das Recht zustehen, wenn sich 
der Versicherte trotz Mahnungen mehrfach bei der De- 
klaration grobfahrlässige Verschweigungen zu Schulden 
kommen lässt, den Vertrag unter Einhalten einer an- 
gemessenen Kündigungsfrist zu kündigen, da ihm nicht 
zugemutet werden kann, mit einem Versicherten, der 
fortgesetzt seine kontraktlichen Verpflichtungen ver- 
nachlässigt, in Greschäftsverbindung zu bleiben. 

IV. Wir haben schon oben hervorgehoben , dass 
die Haftung des Rückversicherers aus dem Excedenten- 
vertrage in dem Augenblick beginnt, in welchem sich 
der vertragsmässige Excedent bildet. Dennoch weicht 
die Praxis der Transportrückversicherung zuweilen von 
diesem Grundsatz ab, indem sie den Beginn der Haf- 
tung des Rückversicherers schon vor den Eintritt des 
Excedenten legt und eine solche noch weiter bestehen 
lässt, selbst wenn der Excedent wieder erloschen ist, 
also annimmt, dass während der ganzen Dauer der 
Fahrt eines Schiffes sämtliche versicherten Güter sich 



1) Vergl. Note 1, S.81. 

2) Ehrenberg, Die Röckversicherüng, S. 30. 

3) Ehrenberg, Versicherungsrecht, S. 412, Anm. 12. 
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auf demselben befunden bätten. Eine derartige Ver- 
einbarung erscheint auf den ersten Blick als eine äus- 
serst willkürliche , den Rückversicherer schädigende 
Abmachung. Dennoch aber giebt es Fälle , bei denen 
eine derartige Regulierung als not wenig erscheint. 

Wir gelangen hier zu einer Frage, deren technische 
Schwierigkeiten zu den grössten in dem praktischen 
Transportversicherungsbetriebe gehören, zu der Frage 
der sogenannten richtigen Kumulbildung ^). 

1) Unter Kumul verstehen wir ^in versicherungs- 
technischem Sinne das Zusammentreffen verschiedener 
Versicherungsengagements auf ein und dasselbe Risiko, 
d. h. ein und denselben Dampfer, Segler, Eisenbahnzug, 
Fuhre." Werden z. B. auf einem Dampfer , der von 
Yokohama nach Hamburg fährt, in den verschiedenen 
Zwischenhäfen bei demselben Transportversicherer ver- 
sicherte Güter ein- und ausgeladen, so wird bald daa 
Maximum , welches er auf ein Schiff behalten muss, 
überschritten , bald bleibt die Versicherungssumme da- 
hinter zurück. Es wechselt also auch fortgesetzt die 
Beteiligung des Rückversicherers. Hinsichtlich der 
Entstehung der einzelnen Rückversicherungsverhält- 
nisse ist das ja allerdings bei dem obligatorischen Ex- 
cedentenvertrag gleichgiltig , denn diese vollzieht sich 
in dem Augenblick, in welchem sich der unter die Ver- 
sicherung fallende Excedent bildet. Deshalb braucht 
der Hauptversicherer auch nicht zu fürchten, dass ihm 
im gegebenen Falle die erforderliche Rückdeckung fehlt. 
Aber es wird sehr oft im einzelnen Falle äusserst 
schwierig sein die Höhe der Beteiligung des Rückver- 
sicherers im Augenblick des Unfalls festzustellen, da 
sich oft das genaue Datum des Schadens nicht mehr 



1) Stutz a. a. 0. S. 50 ff. Diese von einem Fachmann geschrie* 
benen Ausführungeu sowie zahlreiche Transportrückveirsicherungs- 
Ferträge liegen den obigen Untersuchungen zu Grunde. 

3* 
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ermitteln lässt. Es würde also hier eine Gelegenheit 
za fortwährenden DiflFerenzen zwischen dem Rückver- 
sicherer und dem Rückversicherten gegeben sein. Aeus- 
serst schwierig würde sich aber die Berechnung der 
Prämien gestalten. Diesen beiden Uebelständen sucht 
man nun in der Praxis dadurch abzuhelfen , dass man 
sämtliche während der Fahrt des Transportmittels auf 
demselben zu irgend einer Zeit befindlichen unter die 
Versicherung fallende Güter als während der ganzen 
Dauer der Fahrt anwesend annimmt und demgemäss 
der Rückversicherer von Anfang bis zum Schlüsse be- 
teiligt ist ^). Im Verhältnisse dieser Beteiligung erhält 
er denn auch einen entsprechenden Teil von der gan- 
zen Prämie, welche der Transportversicherer von seinen 
Versicherten einzieht. 

2) Es erhebt sich hier die Frage, ob dem Rück- 
versicherer der Nachweis gestattet ist, dass ein Schaden 
bereits eingetreten war, bevor ein Excedent sich ge- 
bildet hatte. Es waren z. B. Güter auf der Fahrt von 
Hamburg nach Antwerpen wegen Seegefahr über Bord 
geworfen und sind infolgedessen versicherte Güter mit 
dem entsprechenden Anteil an der grossen Haverei be- 
lastet worden. In Antwerpen werden nun bei dem- 
selben Transportversicherer versicherte Güter einge- 
laden, die andern aber ausgeladen. Wären diese noch 
auf dem Schiff geblieben , so hätte sich ein vertrags- 
mässiger Excedent gebildet. Haftet in diesem Falle, 
wenii die oben erwähnte Vereinbarung zwischen Trans- 
port- und Rückversicherer getroffen ist, der Rückver- 
sicherer verhältnismässig für den auf den Hauptver- 
öicherten fallenden Anteil an der grossen Haverei? 

1) Vergl. die Klausel: „Bei zusammengesetzten Reisen beginnt 
das Obligo des Rückversicherers, auch wenn die Prioritätssumme 
des Hauptversicherers erst durch die von dem betreffenden Schiff 
noch einzunehmenden Waren überschritten werden sollte, ebenfalls 
gleichzeitig mit der Verbindlichkeit des Hauptversicberers^. 
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Man muss dies zugeben. Denn wäre ein Schaden auch 
nicht eingetreten, so hätte der Rückversicherer auch 
für die Reise Hamburg - Antwerpen die entsprechende 
Prämie erhalten und der Rückversicherte hätte sie ihm 
nicht mit der Behauptung vorenthalten können, dass 
der Excedent erst später eingetreten wäre. Es ent- 
spräche keineswegs der Billigkeit, wenn der Rückver- 
sicherer bei gutem Ausgange die Prämie * lukrieren, 
bei schlechtem Ausgang aber unter Verzicht auf die 
Prämie seine Verbindlichkeit von der Hand weisen 
wollte *). 

3) Aehnlich liegen die Fälle, wo bei mangelnder 
Kenntnis des Schiffes angenommen wird, dass ver- 
sicherte Waren auf einem und demselben Schiff sich 
befunden haben; z. B. ;,hinsichtlich der kurzen Dampfer- 
reisen in den europäischen Gewässern, bei welchen eine 
genaue Controlle nicht möglich ist, ist der Rückver- 
sicherte berechtigt, diejenigen Zeichnungen als ein Ri- 
siko zu betrachten und den Rückversicherer demgemäss 
zu beteiligen, welche voraussichtlich auf einem und 
demselben Fahrzeug kumulieren.^ Dasselbe gilt für 
Landtransporte, bei denen eine richtige Kumulbildung 
äusserst schwer ist. Daher findet sich denn die Klausel, 
dass alle von ein und demselben Orte an ein und dem- 
selben Tage nach demselben Orte geschickten Grüter 
als ein Risiko betrachtet werden sollen ^). 

C. Die fakultative laufende Versicherung. 

I. War, wie wir oben gesehen, bei der obligatori- 
schen laufenden Versicherung die Deklaration für die 

1) Stutz a.a.O. S.69. 

2) üeber die besonderen Schwierigkeiten in der Bestimmung 
der Excedenten bei zusammengesetzten Reisen, wenn entweder die 
Dampfer der Vorreise oder die der Hauptreise oder beider Reisen 
unbekannt sind , vergl. Stutz a. a. 0. S. 60 ff. wo diese Frage aus- 
führlich besprochen und durch Tabellen erlrlutert ist. 
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Entstehung der einzelnen Versieherungsverhältnisse von 
keinem Einäuss, sondern lediglich als eine allerdings 
für den Fall der Verschweigung unter besondere Prä- 
judize gestellte Mitteilung über ein entstandenes Ver- 
sicherungsverhältnis zu betrachten, so ist bei der fa- 
kultativen laufenden Versicherung die Deklaration 
Vorbedingung für die Entstehung des ein- 
zelnen Versiehe rungsverhältnisses. Eine 
Willenserklärung des Versicherers ist nicht mehr er- 
forderlich. Die Entstehung des einzelnen Versiche- 
rungsverhältnisses ist lediglich durch den Willen des 
Versicherten bedingt. Erklärt er seinen Willen , ein 
bestimmtes Risiko versichern zu wollen, so ist die Be- 
dingung eingetreten, das Versicherungsverhältnis ent- 
standen. Aber dieser Wille muss in bestimmter Weise 
erklärt sein, denn sonst wäre zu leicht dem Betrüge 
Thür und Thor geöffnet. 

1) Dies ist in den Verträgen verschieden ge- 
regelt. Meist gilt der Wille als erklärt, wenn die De- 
klaration auf die Post gegeben ist. Die Willenserklä- 
rung äussert sich also in der Deklaration. Eine solche 
Bestimmung, dass die Willenserklärung nur durch die 
Deklaration bewiesen werden kann, haben wir als das 
einzig Richtige zu betrachten und mit Recht erklärt 
Ehrenberg *) die Bestimmung für ein überflüssiges Ver- 
trauensvotum , dass der Wille schon durch die Eintra- 
gung in das Reassekuranzbuch als erklärt gelten solle, 
die Deklaration also lediglich eine Mitteilung über die 
Existenz eines Versicherungsverhältnisses enthalte. 

2) Da nun im einzelnen Falle schwer nachzuweisen 
ist, dass der Versicherte bei der Deklaration schon 
Kenntnis von einem eingetretenen Schaden hatte, oder 
dass er zunächst abgewartet hat, wie eine Reise ver- 
laufen würde und erst deklariert hat, als er einen Ver- 



1) Ebrenberg, Die Ruckversicberung, 8.32. 
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lust befürchten musste^ so sucht sich der Versicherer 
dadurch zu schützen, dass er die Deklaration nur in- 
nerhalb einer ganz kurzen Frist für zulässig erklärt; 
häufig wird sie sogar unverzüglich verlangt, widrigen- 
falls er jede Haftung ablehnt. 

II. Das Versicherungsverhältnis entsteht also mit 
der Aufgabe der Deklaration, der Beginn der Haftung 
des Versicherers, namentlich des Rückversicherers kann 
aber verschieden sein. Meist wird allerdings der Be- 
ginn der Haftung auf den Beginn der Haftung des 
Hauptversicherers zurückdatiert, (Transport- und Peuer- 
rückversicherung), wenn er nicht schon ohnehin mit ihm 
zusammenfallt, z. B. wenn die Haftung des Hauptver- 
sicherers selbst erst später als der Abschluss der 
Hauptversicherung eintritt (Lebensrückversicherung). 
Doch können auch andere Bestimmungen Platz greifen, 
z. B. der Beginn der Haftung des Rückversicherers 
kann auf 12 Uhr mittags des auf den Tag der Dekla- 
rationsaufgabe folgenden Tages festgesetzt sein. 

III. Aus dem Vorhergehenden geht hervor, dass 
in allen den Fällen, wo ein Versicherter eine sofortige 
Sicherung verlangt, zumal wenn er erst spät von einer 
für ihn entstandenen Gefahr Kenntnis erhält, und wo 
andererseits sehr leicht die Möglichkeit gegeben ist, 
den Versicherer zu betrügen, die fakultative laufende 
Versicherung äusserst selten ist, ja als Missbrauch be- 
zeichnet werden muss. Dies gilt für die Transport-, 
die Transportrückversicherung und die Reiseunfall rück- 
versicherung. Anders ist es bei denjenigen Arten von 
Rückversicherungen, bei welchen eine sofortige Grefahr 
für den Hauptversicherer in der Regel nicht besteht 
z. B. bei der Feuer- und Lebensrückversicherung, auch 
bei der einfachen Unfallversicherung. Der Hauptver- 
sicherer setzt selbst oft den Beginn seiner Haftung 
auf einen spätem Termin fest, z. B. erst von Einhän- 
digung der Police an. Hinzukommt, dass er ungünstige 



40 

oder zu hohe Risiken garnicht zu ilbemehmen braucht, 
während für den Transportversicherer diese Verpflich- 
tung häufig auf Grund von laufenden Transportver- 
sicherungen besteht. 

IV. Bei den Feuerrückversicherungsverträgen tref- 
fen wir häufig die Bestimmung, dass der Rückver- 
sicherte den Rückversicherer an allen Excedenten der 
Feuerversicherungen beteiligen muss, soweit sich solche 
über den Betrag ergeben, welchen er für eigene Rech- 
nung behalten will. Es steht ihm also frei, ob er das 
ganze Risiko behalten will oder wenn er rückversichern 
will, in welcher Höhe er den Rückversicherer zu be- 
teiligen wünscht. Freilich schützt sich der Rückver- 
sicherer davor, dass der Rückversicherte das ganze 
Risiko abwälzt, durch die Bestimmung, dass er nur in 
einem bestimmten Verhältnis zu dem Betrage, welchen 
der Rückversicherte behält, beteiligt werden darf. Es 
wäre dies ein Fall der relativ fakultativen Rückver- 
sicherung. Natürlich darf eine Beteiligung des Rück- 
versicherers nicht mehr verlangt werden , wenn schon 
ein Schaden eingetreten ist, da ja sonst der Rück- 
versicherte den Rückversicherer möglichst hoch betei- 
ligen würde. Da nun so der Rückversicherte leicht 
einen grösseren Verlust erleiden könnte, er aber auch 
andererseits nicht von vornherein sich für jedes Risiko 
-auf eine bestimmte Summe binden will, so enthalten 
die Verträge zuweilen die Bestimmung, dass wenn ein 
Schaden schon eingetreten sei, subsidiär eine Maximal- 
tabelle in Geltung treten solle, sodass also in diesem 
Falle das freie Wahlrecht des Rückversicherten hinter 
der obligatorischen Verpflichtung an allen Risiken den 
Rückversicherer zu beteiligen, zurücktritt. 

Wenn nun auch in der Lebens-, Unfall- und Feuer- 
versicherung fakultative laufende Versicherungen keine 
Seltenheit sind, so wird doch das ganze Gebiet von 
der obligatorischen laufenden Versicherung beherrscht, 
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weniger aus dem Grunde, weil der Rückversicherte 
fürcbtet nicht rechtzeitig Rückdeckung finden zu kön- 
nen, sondern weil der Rückversicherer auf eine mög- 
lichst gute Ausgleichung aller Risiken bedacht sein 
muss, eine Absicht, die er bei der laufenden fakulta- 
tiven Versicherung nicht immer erreichen wird. 

V. Zu untersuchen wäre noch, welche Folge es 
hat, wenn während der Dauer des einzelnen Versiche- 
rungsverhältnisses das versicherte Risiko sich durch 
Zuthun des Versicherten ändert. Fallen diese Verän- 
rungen unter den laufenden Versicherungsvertrag, so 
sind sie für die Haftung des Versicherers bedeutungs- 
los*), es kann aber eine Anzeigepflicht vorgeschrieben 
sein und solche ist im Zweifel anzunehmen *), 

Gestatten aber die Verträge solche nachträgliche 
Aenderungen nicht ausdrücklich, so werden die einzel- 
nen Risiken für den Versicherer fakultativ; es muss 
also ein besonderes Versicherungsangebot erfolgen, 
welches der Versicherer annehmen kann oder ausdrück- 
lich und unverzüglich ablehnen darf*). 



§ 4. Besondere Pflichten des Generalversicherten. 

A. Anzeigepflicht des General versicherten. 

Wie bei der SpezialVersicherung so liegt auch bei 
der laufenden Versicherung dem Versicherten hinsicht- 
lich bestimmter Thatsachen eine Anzeigepflicht ob. In- 



1) Ehrenberg, Versicherungsrecht, S. 412; als Beweis, wie 
grosse Freiheiten dem Versicherten zuweilen in der Veränderung 
der Risiken gestattet ist, yergl. die in dem Erk. des R.G. yom 
5. VII. 90 (Baumgartner S. 1228) erwähnte Klausel einer laufenden 
Transportversicherung: permis de faire toutes echelles directes ou 
retrogrades, toutes deviatious, toutes reexpeditions ou tous trans- 
bordements non preyus sans interruption de risque. 

2) üeber die Folgen der Verletzung der Anzeigepflicht vgl. §4. 

3) Vergl. Ehrenberg, Versicherungsreoht, S. 412. 
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dem wir zunächst von der besondern auf die Rückver- 
sicherung als solche bezüglichen Anzeigepäicht absehen, 
wollen wir diejenige Anzeigepflicht untersuchen, welche 
sich auf die Thatumstände bezieht, deren Kenntnis eine 
nähere Beurteilung des Risikos gestattet, also bei der 
Transportversicherung hinsichtlich der Beschaffenheit 
der versicherten Güter, des Transportmittels, Reise- 
strecke u. s. w. bei der Rückversicherung neben den 
auch für die Kenntnis des Hauptversicherers wichtigen 
Thatumständen die Bedingungen , unter welchen die 
Hauptversicherung abgeschlossen ist. 

I. Bei der Spezial Versicherung dient die Anzeige- 
pflicht einem anderen Zwecke als bei der laufenden 
Versicherung, und daher sind auch die Folgen der Ver- 
letzung derselben für beide Arten von Versicherungen 
verschieden. Bei der SpezialVersicherung, mag es nun 
direkte oder Rückversicherung sein, hat die Anzeige- 
pflicht den Zweck den Versicherer über das Risiko 
aufzuklären , welches ihm vom Versicherungsnehmer 
zur Versicherung angeboten wird. Auf Grrund der mit- 
geteilten Thatsachen entschliesst sich der Assekuradeur 
entweder dazu, die Versicherung zu übernehmen oder 
abzulehnen. Eben wegen dieses Einflusses auf die 
Willensentscheidung des Versicherers ist die Verletzung 
der Anzeigepflicht unter das Präjudiz der Unverbind- 
lichkeit der Versicherung für den Versicherer gestellt, 
wenn anzunehmen ist, dass der Versicherer bei Kennt- 
nis der verschwiegenen oder unrichtig angegebenen 
Thatsachen die Versicherung abgelehnt hätte, gleich- 
giltig ob später ein Schaden sich als Folge der un- 
richtig mitgeteilten resp. verschwiegenen Umstände dar- 
stellt oder nicht*). 

II. Anders ist es bei der laufenden Versicherung. 
Denn gleichgiltig , ob es sich um eine obligatorische 



1) Ehrenberg, VersicberiiDgsrecht, S. 835 ff. H.G.B. §806-811. 
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oder fakultative laufende Versicherung handelt, auf die 
Willensentscheidung des Versicherers hat die Anzeige 
der Gefahrumstände keine Einwirkung, da ja der Ver- 
sicherer schon von vornherein verpflichtet ist, alle Ri- 
siken zu übernehmen, welche den im Vertrage festge- 
setzten Bestimmungen gemäss unter die Versicherung 
fallen ^). 

1) Dennoch aber hat der Versicherer ein Interesse 
daran die näheren Gefahrumstände kennen zu lernen, 
freilich der Transportversicherer mehr als der Rück- 
versicherer. Denn da der Hauptversicherer selbst an 
den Versicherungen, die er abschliesst, interessiert ist 
und da er als Geschäftsführer des Rückversicherers 
fungiert, so genügt im allgemeinen, dass dem Haupt- 
versicherer die Gefahrumstände bekannt sind und der 
Rückversicherer nur soviel erföhrt, um bei ungünstigen 
Risiken in der Lage zu sein seinerseits weitere Rück- 
versicherung zu nehmen. Daher ist auch in den mei- 
sten Rückversicherungsverträgen dem Rückversicherten 
eine nähere Anzeigepflicht erlassen. Anders bei der 
Transportversicherung. Hier fällt die Gewähr fort, 
welche der Rückversicherer in dem Beteiligtbleiben des 
Hauptversicherers findet, es besteht vielmehr für den 
Transport Versicherer die Gefahr, dass er infolge fal- 
scher Angaben über Namen und Art des Schiffes, Be- 
schaffenheit und Wert der Güter , Reiseroute u. s. w. 
den Ueberblick über sein Geschäft- verliert, und ferner, 
dass er verhindert wird eine Rückversicherung, die er 
bei Kenntnis der Sachlage genommen hätte, zu nehmen ; 
vor allem aber muss er besorgen, dass ihm infolge falscher 
Angabe des Beförderungsmittels ein Teil der Prämie vor- 
enthalten wird. Sind z. B. die Güter auf einem Segel- 
schiff verladen und ist als Transportmittel ein erst- 



1) Ehrenberg, Die RQckversicfaeruDg^ S. 90. Lewis a.a.O. 
S. 109. R.G. 15. 1. 1881. 
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klassiges Dampfschiff deklariert, so entgeht dem Ver- 
sicherer ein beträchtlicher Teil der Prämie. Wird fer- 
ner versäumt den Namen des Schiffes anzugeben, so 
ist es leicht möglich später absichtlich verschwiegene 
Güter, welche von einem Schaden betroffen werden, als 
die mit der Deklaration gemeinten auszugeben. 

2) Unter Berücksichtigung der von der Rückver- 
sicherung verschiedenen Verhältnisse der Transportver- 
sicherung kommen wir daher zu dem Schlüsse, dass bei 
der Rückversicherung nur arglistige Verletzung der 
Anzeigepäicht dem Anspruch des Rückversicherten prä- 
judizieren und dem Rückversicherer das Recht geben 
darf, den Vertrag aufzuheben^), eine fahrlässige Ver- 
letzung der Anzeigepflicht dagegen nur einen Schadens- 
ersatzanspruch erzeugen kann, dass aber bei der Trans- 
portversicherung es dem Versicherer gestattet sein 
muss, wenn der Versicherte die im Vertrage vorge- 
schriebene Anzeigepflicht grobfahrlässig verletzt, seine 
Verbindlichkeit aus der Versicherung abzulehnen. Diese 
letztere Ansicht hat auch das Reichsgericht adoptiert: 
es genüge nicht eine allgemeine Anmeldung, vielmehr 
sei dem Agenten mitzuteilen, was nach dem Schema in 
das Greneralversicherungsbuch einzutragen sei *). Es 
war in diesem Falle trotz wiederholter Aufforderung 
der Name des Schiffes, auf welchem sich die versicher- 
ten Grüter befanden, erst mitgeteilt worden, als das 
Schiff bereits untergegangen war. Es lag zum min- 
desten grobe Fahrlässigkeit vor. 

3) Dieselben Folgen hinsichtlich der Verletzung 



1) Ehren berg, Die RückversicberuDg , S. 90. Anders Lewis 
a.a.O. 8.109. 

2) R.G. 16. XI. 87. (Baumgartner S. 1039). Der Versicherte 
war yerpflichtet folgende Mitteilungen zu machen : Datum der 
Eintragung, Verladung per Schiff, Schiffer, yersicfaert, von, nach, 
Mark, Nummer, Zahl der Kolli, Gegenstand der Versicherung, Ge- 
wicht, versicherter Wert, Prämiensatz, Prämienbetrag. 
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der Anzeigepflicht bei Ueberweisung eines Risikos 
treten ein, wenn eine nachträgliche vertragsmässige 
Veränderung des Kisikos durch Handlungen des Ver- 
sicherten herbeigeführt wird und nicht die Mitteilung 
derselben erlassen ist. 

4) Tritt ein Schaden ein, so ist der Versicherer 
unverzüglich oder wenigstens innerhalb einer bestimm- 
ten Frist davon zu unterrichten. Im allgemeinen gelten 
für die Pflichten des Versicherten im Schadensfalle die 
Bestimmungen, welche auch für die SpezialVersicherung 
massgebend sind. Der Versicherer hat aber noch ein 
grösseres Interesse als bei der SpezialVersicherung an 
der rechtzeitigen Benachrichtigung über eingetretene 
Schäden. Nach ihrer Häufung kann er gegebenen Falles 
zum Schlüsse gelangen, dass der Versicherte — na- 
mentlich triflFt dies für die Rückversicherung zu — 
doch nicht der gewissenhafte und vorsichtige Mann ist, 
für den er ihn gehalten, oder dass er mit diesem Ver- 
sicherten zu schlechte Geschäfte macht , vielleicht der 
Vertrag für ihn zu ungünstig ist. £r wird sich also 
veranlasst sehen, den Vertrag zu kündigen. Nun sind 
die laufenden Verträge auf längere Zeit geschlossen in 
der Regel mit der Abmachung, dass wenn nicht recht- 
zeitig, oft sogar ein halbes Jahr vorher gekündigt 
werde, der Vertrag als auf dieselbe Zeit stillschwei- 
gend verlängert gelten solle. Sind nun Schäden ver- 
schwiegen worden und zwar derart, dass anzunehmen 
ist, dass der Versicherer bei Kenntnis derselben den 
Vertrag gekündigt hätte, so wäre es als nicht der 
Billigkeit entsprechend zu betrachten, wenn man dem 
Versicherer die durch kontraktwidriges Handeln des 
Versicherten hervorgerufene Versäumung des Kündi- 
gurigstermines zur Last legen wollte, ihn also zwänge 
wiederum für längere Zeit in der für ihn ungünstigen 
Geschäftsverbindung zu verharren. Es muss daher dem 
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Versicherer das Recht zustehen, den Vertrag sofort 
aufzuheben ^). 

5) Für die laufende Rückversicherung sind von 
den Thatumständen , deren Kenntnis zur Beurteilung 
der Gefahr von Bedeutung ist, die Bedingungen zu 
unterscheiden d. h. die abstrakten Regeln, nach wel- 
chen Rechte und Pflichten des Hauptversicherten be- 
urteilt werden*). Diese Bedingungen brauchen in der 
Regel dem Rückversicherer nicht mitgeteilt zu wer- 
den. £s findet sich meist eine Klausel der Art, dass 
die Rückversicherung zu denselben Bedingungen vale- 
diert wie die Hauptversicherung *). Ungewöhnliche Be- 
dingungen sind, sofern nicht überhaupt eine Haftung 
des Rückversicherers ausgeschlossen ist , anzuzeigen. 
Doch kann diese Anzeige durch besondere Klausel er- 
lassen sein ^). In allen anderen Fällen gelten vom 
Hauptversicherer unter ungewöhnlichen Bedingungen ab- 
geschlossene Versicherungen dem Rückversicherer gegen- 
über als fakultative Posten. 



1) Ehrenberg, Die Rückversicherung, S. 107; vergt. die dort 
erwähnten ebenfalls dahingehenden Erkenntnisse des üainb. H.Ger. 
12. XI. 72; O.G. 26.11.73; R.O.H.G. 26. IX. 73. 

2) Ehrenberg, Die Rückversicherung, S. 87. 

3) Vergl. jedoch die Klausel : „Die Haftung des Rückversiche- 
rers gilt bezüglich bestimmter Routen abweichend von den Origi- 
nalbedingungen für partikuläre Uaverei zur Klausel frei von Be- 
schädigung ausser dem Strandungsfall nach englischen Lloyds 
Konditionen^. 

4) Vergl. Ehrenberg, Die Rückversicherung, S. 87, Anm. 110: 
„Rückversicherer tritt in jeder Beziehung an die Stelle des Rück- 
versicherten und genehmigt im voraus alle Klauseln und Bedin- 
gungen der Originalpolice**. Vergl. ferner die Klausel: „Schliesst 
der Rückversicherte in vereinzelten Fällen unter anderen von den 
allgemeinen Bedingungen abweichende Versicherungen ab, so ist 
der Rückversicherer gleichwohl verpflichtet, Rückversicherung zu 
gewähren*^. 
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B. Besondere Pflichten des Rück- 
versicherten. 

I. Dem Rückversicherten liegt eine Anzeigepflicht 
hinsichtlich solcher Thatsachen ob, welche sich auf die 
Rückversicherung als solche beziehen. Auch hier ist 
wieder ein Unterschied von der SpezialVersicherung zu 
beachten. Während letztere unbedingt erfordert, dass 
bei Abschluss eines Vertrages mitgeteilt wird, dass es 
sich um eine Rückversicherung handelt^), fällt dieses 
Erfordernis natürlich bei der laufenden Rückversiche- 
rung fort, da ja hier nur Rückversicherungen in Be- 
tracht kommen können. Es erhebt sich nun die Frage, 
ob angezeigt werden muss, dass es sich um Retro- 
cessionen handelt. Wenn ja auch der Rückversicherte 
an dem Risiko beteiligt bleibt, die Geschäftsführung, 
die Regulierung der Schäden, kurz, die ganze Verbin- 
dung mit dem Hauptversicherten liegt doch in der Hand 
des Assekuradeurs, welcher dem Rückversicherten einen 
Teil des betreffenden Risikos auf dem Wege der Rück« 
Versicherung überwiesen hat. Der Redlichkeit und Zu- 
verlässigkeit des Retrocedenten glaubt der Retrocessio- 
nar vertrauen zu können. Die Person des ersten Rück- 
versicherten ist ihm aber unter Umständen zweifelhaft, 
so dass er sich bei Kenntnis der Retrocession und der 
Person des ersten Rückversicherten vielleicht selbst zu 
weiterer Rückversicherung entschliessen würde. Man 
findet diesen Punkt in den Verträgen verschiedenartig 
geregelt. Entweder werden Retrocessionen überhaupt 
ausgeschlossen. Dann ist die Ueberweisung einer Re- 
trocession analog der Ueberweisung eines nicht unter 
den Vertrag fallenden Risikos zu behandeln. Oder 
Retrocessionen sind gestattet und dies ist das häufi- 
gere. Schliesslich giebt es auch obligatorische Retro- 



1) Ehrenberg, Die Rückversicberang, S. 68. Vergl. dort zahl- 
reiche Quellenangabeu. 
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cessionsverträge , laut welchen der Retrocedent an 
allen ihm überwiesenen Rückversicherungen den Re- 
trocessionar beteiligen muss oder nur an den ihm von 
einer ganz bestimmten G-esellschaft überwiesenen. Mit 
Ausnahme der letzteren Fälle ist jedoch der Rückver- 
sicherer verpflichtet, anzuzeigen, wenn es sich um eine 
Retrocession handelt. 

IL Wir haben bisher bei den früheren Unter- 
suchungen immer angenommen, dass der Rückversicherte 
an einem Teil des Risikos interessiert bleibt. Dies ist 
ein Grundsatz nicht nur der laufenden , sondern auch 
der Spezialrückversicherung*). Denn gerade darin findet 
der Rückversicherer, wie oben erwähnt, einen gewissen 
Schutz vor fahrlässigen oder betrügerischen Handlungen 
des Rückversicherten. 

1) Es bestimmen daher die Rückversicherungsver- 
träge ausnahmslos, dass der Rückversicherte eine be- 
stimmte Quote der Versicherungssumme für eigene 
Rechnung behalten muss. Eine teilweise Verminderung 
dieses Betrages ist jedoch gestattet. Es muss aber 
dann der Rest in einem bestimmten Verhältnis zu dem 
überwiesenen Excedenten stehen, z. B. nicht weniger 
als 100 7o desselben betragen. Oder der Rückver- 
sicherte muss den über die Höhe des von ihm behal- 
tenen Restes hinausschiessenden Teil des Excedenten 
für Rechnung des Rückversicherers rückdecken. Also 
beträgt z. B. die Priorität des Rückversicherten 10000 Mk. 
und darf der Rückversicherer nicht höher beteiligt 
werden als der Rückversicherte selbst beteiligt bleibt, 
so muss der Rückversicherte, wenn er eine Versiche- 
rung von IBOOO Mk. abschliesst, 10000 für eigene Rech- 

1) Ehrenberg, Die ßackveraicberung, S. 72 ff. Anders ß.O.H.G. 
14. XII. 78, XXIV. No. 113. R.O.H.G. 20.11.72. V. No.36. Malss, 
Zeitschrift für Handelsrecht XIll. S. 507: Der Rückversicherer 
kann, wenn nicht ansdrQcklich anders verabredet, nicht erwarten, 
dass der erste Versicherer an dem Risiko teilweise beteiligt bleibt. 



49 

nang behalten und 5000 Mk. überweisep. Vermindert 
er dann seinen Betrag aaf 3000 Mk., so muss er noch 
2000 Mk. des Excedenten für Rechnung des Rückver- 
sicherers ebenfalls rückversichern. 

2) Jedoch treflFen die Transportrückversicherungs* 
vertrage einige Ausnahmen, auf die hier näher einzu- 
gehen ist, da sie zeigen, wie oftmals die Praxis das 
Verlassen eines sonst allgemein gültigen G-rundsatzes 
des Versicherungsrechtes erheischt. 

a) Durchweg ist eine völlige Rückversicherung der 
Priorität gegen Feuer- und Explosionsgefahr ohne An- 
zeige an den Rückversicherer gestattet. Der Rückver- 
sicherer findet ja noch immer eine gewisse Sicherheit 
darin , dass der Rückversicherte sonst beteiligt bleibt. 

b) Ein zweiter Fall i^t die Rückdeckung der Prio- 
rität bei Ueberfälligkeit von Schiffen gegen spekulative 
Prämien. Dem Rückversicherer gegenüber besteht, eiiie 
Anzeigepflicht, die Rückversicherungssumme' wird aber 
nicht berührt. Diese Bestimmung ergiebt sich aus fol- 
genden Gründen. Wenn ein Schiff als überfallig ge- 
meldet wird, so kann die Ueberfälligkeit in verschie-^. 
denen Ursachen ihren G-rund haben. Das Schiff kann 
durch Sturm aufgehalten worden sein, es kann womög- 
lich schon seinen Untergang gefunden haben, oder ein 
anderer mehr oder weniger bedeutungsvoller Unfall, 
Bruch des Ruders, Feuer u. s. w. hat die Reise ver-. 
zögert. Es kann aber auch das Schiff einem anderen 
hilflosen Rettung gebracht und so seine Ueberfällig<> 
keit herbeigeführt haben. Auf die grössere oder ge^, 
ringe Wahrscheinlichkeit des Unterganges des Schiffes 
wird nun spekuliert. Während z. ß. der Rückver- 
sicherte auf Grund der eingegangenen Nachrichten das 
Schiff aufgeben zu müssen glaubt, hält ein anderer 
Assekuradeur die Gefahr für nicht so gross und er-^ 
bietet sich das Risiko allerdings gegen hohe Prämien 
auweilen bis zu 80 und 90 7o der Versicherungssummq. 

4 
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zu übernehmen. Dem Rückversicherer muss hiervon 
Nachricht gegeben werden, da er sich vielleicht nun 
seinerseits veranlasst sehen wird, auch die Rückver- 
sicherungssumme rückzuversichern. Natürlich darf die 
Rückdeckung der Priorität nicht mit einer völligen 
oder teilweisen Rückversicherung der Rückversiche- 
rungssumme verbunden sein, da ja der Rückversicherte 
nicht wissen kann, ob der Rückversicherer geneigt ist, 
gegen spekulative Prämien seinerseits Rückdeckung zu 
suchen. Dass freilich derartige Spekulationen sehr häufig 
zu Missbi'äuchen führen können, liegt auf der Hand. 
Solange aber die Spekulation nicht so weit getrieben - 
wird, dass dadurch die Gefahr der Insolvenz im Falle 
des Fehlschlagens. der Spekulation heraufbeschworen 
wird und so der Zweck der Versicherung, nämlich- Er- 
satz im Falle des Einhutts einbs wirtschaftlich nach- 
teiligen Ereignisses zu bieten, vereitelt wird, wirdimaii 
auch dem Assiekuradeur eine 'Versicherung gegen spe^ 
kulative Prämien nicht fiörsagen können. 

q) Ana weitesten gehen aber die Verträge;^ welche 
dem Rückversicherten gestatten, jjwenn^ er es- den Um- 
ständen nach für zweckmässig^ erachtet , seine Priori- 
tätsstl^mme dürcb ahderV^eitig&Rückdeektiligrsti vertniuT« 
d^*n, ohncf dasö^ diese Set^iKgUWg den ^Rüfckvöi'sioheiic*? 
tabgiören sblL-^o Auch hier besteht öiiie Anzeigepflidit. 
Diese Bestimmung erscheint recht b^deöklich. Denn' 
thätsächlich giebt sich dadurch 4er Rückversicberer 
ganz in die Hand des Rückversicherten. Dieser ist 
nun in der Lage , nach Laune das ganze Risiko abzu- 
wälzen und so dem Rückversicherer die 0€?währ fte 
eine sorgfaltige und tedliche Geschäftsführung illusorisch 
zu machen. Jedoch kann man nicht sagen, dass diese 
Klausel in jedem Falle für den Rückversicherer gefähr* 
lieh werden muss. Denn man kann sich wähl denken^, 
dass selbst ein vorsichtiger Assekuradeur itiit einet an-: 
deren Gesellschaft, mit der er Jahre lan^ in Geschäfts«. 
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Verbindung gestanden und deren Zuverlässigkeit er kennt, 
einen Vertrag mit einer derartigen Klausel abschliesst, 
wenn er eben die Gewissheit hat, dass der Rückver- 
sicherte von derselben keinen schlechten Gebrauch ma- 
chen wird. Für den Rückversicherten bedeutet dies 
aber eine grosse Erleichterung der Geschäftsführung. 

, § 5. Vereinbarungen hinsichtlich des gesamten Ver- 
sicherungsverhältnisses. 

Neben den auf den Inhalt der einzelnen Versiche- 
rungsverhältnisse und die Entstehung derselben bezüg- 
lichen Vorschriften pflegen die Versicherungsverträge 
verschiedenartig» Bestimmungen zu enthalten , welche 
sich auf den Versiclieni^svertrag im allgemeinen be- 
ziehen. 

I. Zunächst haben wir hier die £ontroll Vorschriften 
zu erwähnen y d.h. solche Vorschriftwa^ welche dem 
Generalversicheter die Möglichkeit gewahren sollen, 
sich gegen üebervorteilungen seitens der Versicherten 
zu schützen. Wir haben schon mehrfach darauf hfage- 
wiesen, wie sehr der General Versicherer in vielen Fällen^ 
von der Redlichkeit des Versicherten abhängt , in wie: 
besonders hohem Masse der laufende Versicherungsver- 
trag auf Treu und Glauben beruht. Durch Verschwei- 
gen von Posten, Verletzung der Anzeigepflicht, Unter- 
schieben nicht unter die Versicherung fallender Risi- 
ken, durch fahrlässige oder betrügerische Schadenre- 
gulierung seitens des Rückversicherten kann dem Ge- 
neralversicherer grosser Schaden erwachsen. In vielen 
Fällen wird der Versicherer überhaupt nicht merken, 
dass er übervorteilt ist. Aber selbst wenn er Ver- 
dacht schöpft , wird häufig der Beweis der Unredlich- 
keit sehr schwierig, wenn nicht ganz unmöglich sein. 

1) Der Transportversicherer schreibt seinem Ver-' 
sicherten die Führung eines Versicherungsjournals vor,* 
;, welches frei von Rasuren, Veränderungen, Zwischen- . 

4* ' 
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und Nachschreibungen geführt werden und mit den Ge- 
schäftsbüchern des Versicherten übereinstimmen muss"*). 
Alle Beziehungen von Gütern , welche unter die Ver^ 
Sicherung fallen, sind ;,sofort nach Eingang des Avises 
oder der Faktura, Versendungen dagegen beim Ab' 
gang einzutragen.^ Mindestens wöchentlich, bei grös- 
seren Posten sofort erfolgt die Mitteilung an den Ver- 
sicherer durch provisorische oder sofort durch definitive 
Bordereaux. Diese Bordereaux sind Formulare, in 
welchen genau bezeichnet ist, welche Anzeige der Ver- 
sicherer verlangt^). Welche Folgen Nichtbeachtung der 
Vorschriften, namentlich Verschweigen von Mitteilungen 
oder unrichtige. Deklarationen nach sich ziehen, haben 
wir schon früher erwähnt. Falsche Eintragungen in 
das Versicherungsjournal sind analog zu behandeln. 

' Aehnlich wie bei der Transportversicherung sind 
die Pflichten des Versicherten bei äef Rückversiche- 
rung, nur dasö er von der Führung eines besonderen" 
Versicherüngsjournals entbunden ist*). ^ 

2) Damit sich der Generalversicherer von der Be- 
folgung der vorgeschriebenen Regeln und der Richtig-^ 
keit der« überwiesenen Mitteilungen überzeugen kann, 
gestatten die Verträge dem Versicherer die Einsicht in 
;, die Geschäftsbücher und sonstigen Skripturen, wäh- 
rend der Büreaustunden auf dem Bureau des Versi>: 
cherteh vornehmen zu lassen"*). Diese Einsicht darf 



1) Vergl. Ehrenberg, Die. Rückversicherer, S. 24. 

2) Vergl. R.G. 16. XI. 87. (Baumgartner S. 1039) 

8) Vergl. hinsichtlich der Folgen der Versäumung' der Pflich- 
ten die Klausel: „Es wird ausdrücklich festgestellt, dass niemals 
Irrtümer, Auslassungen oder Fehler, welche ohne bösliche Absiebt, 
in dem Bureau des Rückversicherten sich ereignen, dem Rück- 
Versicherer Grund geben können , sich der Zahlung eines Teiles 
von einem Schaden zu widersetzen^. 

4) Ehren berg, Versich erungsrecht, S. 413. Ehrenberg, Die Rück- 
versicherung, S.4B, R.a. 15.1.81. R.G. H. XP. 87. (XX. S.43ff.)v 
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aber nicht aus Chikane oder durch eine dem Hauptver* 
sicherer lästige Person, z. B. einen früheren wegen un- 
geziemenden Benehmens entlassenen Angestellten des 
Versicherten ausgeübt werden ^). 

a) Diese Berechtigung zur Einsichtnahme der Ge- 
schäftsbücher ergiebt sich aus dem Zweck der laufen- 
den Versicherung, nicht nur der Rück-, sondern ebeuso 
der Transportversicherung. Nur durch Einsicht in die 
Bücher kann sich der G-eneralversicherer in etwa von 
Unregelmässigkeiten des Versicherten überzeugen, auf 
dessen Kedlichkeit er in so hohem Grade angewiesen 
ist. Das Reichsgericht will die Berechtigung zur Ein- 
sicht in die Bücher aus der Societätsnatur des Exce- 
dentenvertrages ableiten^). Indem wir vor der Hand 
die Frage, ob der Excedenten vertrag eine Societät ist 
oder nicht, ununter sucht lassen wollen, fragen wir uns, 
Vielehe Gründe denn für die TransportversicheruDg 
massgebend sein sollen , welche ferner für die Arten 
von Excedentenverträgen, welche unter von der Haupt- 
versicherung abweichenden Bedingungen abgeschlossen 
sind, und von denen das Reichsgericht dahin gestellt 
sein lassen will, ob sie Versicherungs- oder Societäts- 
verträge sind? Man sieht mit der Behauptung, das 
Recht zur Einsicht der Bücher entspringe der Socie- 
tätsnatur des Excedenten Vertrages, hat man nichts ge- 
wonnen. Es ist vielmehr der Zweck der laufenden 
Versicherung, dieses in so ausserordentlich hohem Grade 
auf Treu und Glauben beruhenden Vertrages, welcher 
konsequentermassen diese Befugnis des Generalversi- 
cherers erfordert"). 

b) Ob diese Befugnis freilich eine grosse praktische 

1) So ausdracklich R.G. 16. XL 87. 

2) R.G. 16. XL 87. 

3) Vergl. Ehrenberg, Die RQckyersicheruDg, S. 43 ; Ebrenberg^ 
Versicberungsrecbt, S. 413, Anm. 14. Walter in Ebreozweigs As- 
sek. Jahrbuch XIV. 
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Bedeutung hat, ist eine andere Frage. In der Aus- 
übung wird stets ein Misstrauensvotum gegenüber dem 
Versicherten enthalten sein, welches die Kündigung 
des Vertrages in der Regel zur Folge haben wird ^). 
Aber in dringenden Fällen mag es wohl angewandt 
werden und dann übt ja auch der Umstand, dass der 
Versicherer jederzeit die Bücher einsehen kann, einen 
gewissen Druck auf den Versicherten aus. 

3) Besondere Kontrollvorschriften enthalten die 
Verträge hinsichtlich der Schadenregulierung. Sie 
lißgt ganz in der Hand des B,ückversicherten. Bei der 
Transportversicherung reguliert natürlich der Versi- 
cherer selbst den Schaden, es bedarf also hier keiner 
besonderen Kontrollvorschriften. Die Rückversiche- 
rungsverträge begnügen sich nun entweder damit, dass 
sie das Beibringen gewisser Schriftstücke verlangen 
z. B. Quittung über den Ersatz, welchen der Rückver- 
sicherte dem Hauptversicherten geleistet hat, Schaden- 
akte u. s. w. Oder der Rückversicherer bedingt sich 
das Recht aus, zu den Schadenregulierungen einen Be- 
vollmächtigten mit beratender Stimme senden zu dür- 
fen. Dies ist namentlich in der Feuerrückversicherung 
der Fall. Freilich wird von diesem Recht wohl selten 
Gebrauch gemacht aus demselben Grunde wie von der 
Berechtigung zur Einsichtnahme der Geschäftsbücher. 
Deshalb schlägt Ehrenzweig vor *) , die Regulierung 
sollte namentlich in den Fällen, in welchen ein Rück- 
versicherer im höheren Grade beteiligt ist als der 
Rückversicherte, von dem Rückversicherer geführt wer- 
den. Doch würde dies auf grosse Schwierigkeiten 
stossen , da der Hauptversicherer leichter die Regulie- 
rung führen kann als der Rückversicherer, weil er in 
direktem Zusammenhang mit dem Versicherten steht, 



1) Ehrenberg, Die Rückversichemng, S. 28. 

2) Bhrenzweig, Assekuranz Jahrbuch VII.-S. 193. 
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auch durch seine Agenten überall nach dem Beehten 
schauen lassen kann, während z. B. eine Bückversiche- 
rungsgesellschaft, die nur das Bück Versicherungsge- 
schäft betreibt, überhaupt keine Agenten hat. 

II, Die Ersatzsummen werden nicht gleich aus- 
bezahlt, sondern abgesehen von grösseren Posten meist 
vierteljährlich oder monatlich zusammen berechnet. 
Auch über die Art und Weise der Abrechnung treffen 
die Verträge eine Beihe von Bestimmungen z. B. in 
welcher Weise gezahlt werden soll, ob in baar oder in 
Wechseln, welche Währung zu Grunde gelegt werden 
soll, wie fremde Währung zu berechnen ist u. dergl. 

III. Begelmässig wird die Dauer der Versicherung 
durch eine Zeitbestimmung begrenzt. Laufende Bück- 

-versicherungen werden meist auf ein Jahr abgeschlossen, 
Transportversicherungen wohl auch auf länger. Wird 
der Vertrag nicht eine bestimmte Zeit, meist ein Vier- 
tel- oder ein halbes Jahr vor Ablauf der Versiche- 
rungszeit gekündigt, so gilt er als auf die gleiche Zeit 
verlängert. 

1) Für die Kündigung wird in der Begel schrift- 
liche Form verlangt, oft sogar ist Kündigung mittels 
eingeschriebenen Briefes ausbedungen. Als Kündigung 
ist auch die schriftliche Mitteilung zu betrachten, dass 
der Versicherte vom Vertrage zurücktreten werde, wenn 
jhm nicht eine billigere Prämie gewährt würde ^). Eine 
mündliche Kündigung hat das Kammergericht auf Grund 
eines Gutachtens der Aeltesten der Berliner Kaufmann- 
schaft nicht für genügend .erachtet , wenn eine schrift- 
liche Kündigung ausbedungen ist ^). Im Interesse eines 



1) R.G. 20. V. 1896 (Annalen 1896, S.561). 

2) Neamann, Zeitschrift fflr Versicherungswesen 1896, 8. 512. 
Das Gutachten lautete in abgekürzter Form : Es ist im Trausport- 
yersicherungsgöschäft handelsüblich, dass die in den Policen-Be- 
dingungen Tereinbarte Notwendigkeit der schriftlichen Form als 
allein massgebeudes Beweismittel dieser Kündigung anzusehen ist. 
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flotten, alle Unklarheiten vermeidenden Verkehrs ist 
dieser Entscheidung wohl beizupflichten, zumal sich ja 
hier nicht Geschäftsunkundige gegenüber stehen. 

2) Mit dem Ablauf der Kündigungsfrist erlischt 
der Vertrag. Diejenigen Versicherungsverhältnisse da- 
gegen , welche schon vorher entstanden sind , bleiben 
•bestehen. Denn durch den Versicherungsvertrag hat 
der General Versicherer die Verpflichtung übernommen, 
die unter die Versicherung fallenden E^isiken in Ver- 
sicherung zu nehmen. Diese Verpflichtung fällt jetzt 
weg, nicht aber die, die bereits übernommenen Versiche- 
rungen auch weiter zu behalten. Es entspricht dies 
aber auch Zweckmässigkeitsgründen. Ein Kaufmann, 
der Güter versichert hat, kann nicht plötzlich unter- 
wegs seine Waren bei einem anderen Versicherer ver- 
sichern, oder es wäre wenigstens häufig mit grossen 
Kosten verbunden. Die Haftung des Versicherers dau- 
ert also bis zur Beendigung der Reise fort. Wann die 
Keise beendet ist, ist Auslegungsfrage des einzelnen 
Falles. Vergrössert sich nach Ablauf des Vertrages 
'ein Excedent z. B. dadurch , dass neue Güter auf das 
betr. Schiff geladen werden, so haftet natürlich der 
Rückversicherer nicht für die vergrösserten Excedenten, 
wie dies auch die Verträge durchweg bestimmen. Bei 
der Lebensrückversicherung liegt die Lage noch anders 
als bei der Transportversicherung, Denn hier ist es 
überhaupt unmöglich, dass der Rückversicherte ohne 
grosse Unkosten bei einer anderen Gesellschaft Rück- 
versicherung nehmen kann, da er ja die Prämie erhält, 
welche nach dem Alter des Versicherten zur Zeit des 
Beginns der Hauptversicherung berechnet wird, der 

80 dass nar, wenn eine scbriftliche Kündigung vorliegt, das Er- 
löschen des Versicherungsvertrages eintritt. Ausgenommen ist 
hierbei der Fall, dass nachweislich der Versichernde ausdrficklich 
oder durch Abachluss eines abgeänderten Vertrages auf die ver^ 
einbarte Kündigung des Vertrages verzichtet hat. 
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Rückversicherer aber die Prämie erhalten müsste, 
welche nach dem Alter des Hauptversicherten zur Zeit 
des Abschlusses der Kückversichernng zu bestimmen 
wäre, also stets eine höhere als der Rückversicherte 
erhält. 

Aehnlich ist es bei der Unfallrückversicherung, bei 
welcher auch Alter und veränderte Umstände eine Er- 
höhung der Prämien bewirken können. 

Auch bei der Feuerrückversicherung ist als Kegel 
zu betrachten, dass die Haftung des Rückversicherers 
für die einzelnen während der Dauer des laufenden 
Versicherungsvertrages entstandenen Versicherungsver- 
hältnisse auch über den Ablauf des Vertrages fort- 
dauert. Da jedoch hier eine Aenderung sich leichter 
ermöglichen lässt, so bestimmen die Verträge häufig, 
dass es beiden Parteien vorbehalten sein soll, durch 
nachträgliche Vereinbarung die Haftung des Rückver- 
sicherers nicht über einen gewissen Zeitraum hinaus 
bestehen zu lassen. 

3) In manchen laufenden Transportversicherungs- 
verträgen findet sich die Bestimmung, dass der Ver- 
sicherer nach jedem Schadenfall unter Einhaltung einer 
bestimmten, meist vier wöchentlichen Frist den Vertrag 
zu kündigen berechtigt sein soll. Dies ist unstreitig 
eine Härte ^). Jedoch findet der Versicherte immer 
noch Zeit, sich rechtzeitig bei einem anderen Trans- 
portversicherer zu versichern. Die Rückversicherungs- 
verträge enthalten eine derartige Bestimmung nicht, 
einmal weil hier von vorneherein mit einer grösseren 
Anzahl von Schäden gerechnet werden muss, dann aber 
auch weil über den Abschluss eines laufenden Rück- 
versicherungsvertrages immer eine längere Zeit hingeht. 



1) Ebrenberg, VersicheruDgerecht, S. 404 nennt eine derartige 
Bestimmung geradezu dem Zwecke der laufenden Versicherung 
widersprechend. 
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oft Wochen und Monate *} und der Rückversicherte 
sich weder der Gefahr aussetzen will, nicht rechtzeitig 
eine neue Rückversicherung äbschliessen zu können, 
noch geneigt ist,, womöglich mehrmals des Jahres lang- 
wierige und kostspielige Verhandlungen zum Abschluss 
von Rückversicherungsverträgeu zu führen. 

4) Ohne Kündigungsfrist kann der Vertrag aus 
wichtigen Gründen sofort aufgehoben werden. 

a) Dahin gehören die schon früher erwähnten Fälle 
der arglistigen Verschweigung obligatorischer Posten, 
der Verletzung der Anzeigepflicht unter bestimmten 
Umständen u. s. .w. Ein Fall von groben Vertrauens- 
missbrauch ist auch der folgende in Ehrenzweig's Jahr- 
buch erwähnte*). Eine Versicherungsgesellschaft hatte 
mit einer anderen einen obligatorischen Retrocessions- 
vex'trag abgeschlossen, aus welchem sie verpflichtet 
war, die zweite Gesellschaft an erster Stelle zu betei- 
ligen und es war ausdrücklich im Vertrage bestimmt, 
dass sie keiner andern Gesellschaft eine derartige Be- 
teiligung einräumen dürfe. Trotzdem schloss die Ge- 
sellschaft mit einer dritten einen Retrocessions vertrag, 
der der Art war, dass in manchen Fällen die Ge- 
sellschaft nur gegenüber einer der beiden anderen Ge- 
sellschaften, nicht gegenüber beiden ihre kontraktlichen 
Pflichten erfüllen konnte. In solchen Fällen steht es 
ebenfalls dem Rückversicherer zu, den Vertrag sofort 
aufzuheben. 

b) Ein weiterer wichtiger Grund ist der, dass eine 
der beiden Parteien in Vermögensverfall gerät. Denn 
wird eine Partei unsicher, so wird der Zweck, welchen 
die Versicherung erreichen soll , vereitelt zum minde- 



1) In Ehreozweigs Assekuranz Jahrbuch XIV, S. 32 ist ein Fall 
erwähnt, bei welchem die Verhandlungen sich vom 16. März bis 
23. Juli hinzogen. : Und das ist gar nichts Aussergewöhnliches. 

2) Ehrenzweig, Asseknranz Jahrbuch XIV, S.SO. ff. 
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sten gefährdet, nämlich für den Versicherten Bereit- 
stellung einer Ersatzsumme für den Fall des Eintritts 
eines ungewissen Ereignisses, für den Versicherer Ein- 
nahme von Prämien^). TJeber diesen Punkt finden sich 
freilich in den Verträgen keine Bestimmungen, da mau 
^ich naturgemäss scheut bei Abschluss eines Vertrages 
die Eventualität des Insolventwerdens einer der beiden 
Parteien in Betracht zu ziehen. 

V. Besondere Vereinbarungen finden sich nament- 
lich in den Rückversicherungsverträgen über die Ent- 
scheidung von Streitigkeiten zwischen Rückversicherer 
und Rückversicherten. 

1) Man findet hier drei verschiedene Systeme ver- 
treten. Die einen überlassen die Erledigung aller Strei- 
tigkeitien den ordentlichen Gerichten. Andere wollen 
zwar zunächst Differenzen durch ein Schiedsgericht er- 
ledigt wissen ; sollte dies aber nicht möglich oder an- 
gängig sein, so soll der Rechtsstreit vor die ordent- 
lichen Gerichte gebracht werden ^). Die Mehrzahl der 
Verträge aber verlangt ein Schiedsgericht unter völli- 
gem Ausschluss der ordentlichen Gerichte. Dies ist 
einmal darauf zurückzuführen, dass sich die deutschen 
Gerichte erst verhältnismässig wenig mit Fragen des 
Versicherungsrechtes beschäftigt haben — teils weil 
"das Versicherungswesen selbst, namentlich die Rück- 
versicherung erst in den letzten Jahrzehnten einen 
grossen Aufschwung genommen hat , teils weil gerade 
durch Einsetzung von Schiedsgerichten die Versiche- 
Tungsgesell Schäften den Gerichten nicht die Möglichkeit 
gegeben haben sich näher mit versicherungsrechtlichen 



1) Ebrenberg, Versicherungsrecht, S. 414 u. S. 388 ff. 

2) Vergl. die Klausel : Sollten aus diesem Vertrage Differenzen 
entstehen, deren gütliche Ausgleichung mit oder ohne Anrufen 
eines Schiedsgerichtes nicht zu erzielen wäre, so soll die Entschei- 
dung den ordentlichen Gerichten übertragen werden. 



60 

Fl*agen zu beschäftigen^); sodann aber gründet sich 
die Abneigung gegen die Gerichte auf die äusserst 
sonderbare Auffassung, welche weite Assekuranzkreise 
von der Rechtsprechung haben. Dies beweist z. B. die 
merkwürdige Klausel , die sich viel vorfindet : ;, Jeder 
Streit soll vielmehr nach dem Standpunkt des prakti- 
schen Geschäfts und der Billigkeit als nach dem stren- 
gen Becht behandelt werden*).*^ Als ob nicht gerade 
der Richter die Verpflichtung hätte, Verträge nach 
Treu und Glauben mit Rücksicht auf die Verkehrssitte 
auszulegen 9 ein Grundsatz, den sowohl das deutsche 
Handelsgesetzbuch wie auch das bürgerliche Gesetz- 
buch enthält^). 

2) Da das schiedsrichterliche Verfahren reichsrecht- 
lich geregelt ist*), so würde eine einfache Verweisung 
auf die Civilprozessordnung genügen. Die Verträge 
enthalten jedoch meist längere Ausführungen über Zu- 
sammensetzung des Schiedsgerichts, Verfahren u. s. w. 
Da diese Bestimmungen einerseits unter einander eine 
grosse Aehnlichkeit zeigen, .andererseits manche Ab- 
weichungen von den dispositiven Vorschriften der Ci- 
vilprozessordnung enthalten, so wollen wir hier näher 
auf dieselben eingehen. Es wird in der Regel ver- 
langt, dass zwei Schiedsrichter gewählt werden und 
zwar muss die Partei, welche ein Schiedsgericht be- 
rufen will, innerhalb einer bestimmten Frist einen 
Schiedsrichter ernennen und dies der andern Partei an- 
zeigen*), welche nunmehr innerhalb einer bestimmten 
Frist ebenfalls einen Schiedsrichter ernennen muss. 



1) Vergl. Ehrenberg, Die Ruck versieh eruDg, S. 4. 

2) Vergl die in Hare's Fire Insurance Manual S. 218 angege- 
bene englische Klausel : rather as an honorable engagement than as 
a merelj legal Obligation. 

3) H.G.B. §896, B.6.B. §§133. 457. 

4) CP.O. §§ 1025—1048. 

5) CP.O. § 1028. 
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Versäumt sie diese Frist , so geht das Wahlrecht auf 
die betreibende Partei über. Zuweilen dürfen nur ganz 
bestimmt qualifizierte Personen zu Schiedsrichtern er- 
nannt werden z. B. nur Juristen , welche in Hamburg 
domizilieren oder nur deutsche Reichsangehörige, welche 
Direktoren von deutschen Feuer- oder Rück Versiche- 
rungsgesellschaften sind. Innerhalb einer gewissen 
Frist, meist vier Wochen, muss die betreibende Partei 
dem Schiedsgericht ihre Klageschrift einreichen , auf 
welche die andere Partei innerhalb einer gleichen Frist 
antworten muss. Werden die Fristen versäumt, so 
wird mangels der Vereinbarung eines neuen Schiedsge- 
richtes der Rechtsstreit vor die ordentlichen Gerichte 
gebraißht. Einigen sich die beiden Schiedsrichter nicht,, 
so sollen sie einen Obmann wählen, welcher den Aus- 
schlag giebt. Einigen sie sich nicht über die Person 
des Obmanns, so entscheidet entweder das Los unter 
den von beiden vorgeschlagenen Personen oder gewisse 
dritte Personen sollen die Wahl treffen, z. B. der Prä- 
sident der Berliner Handelskammer. Es wird auch zu- 
weilen bestimmt, dass die beiden Schiedsrichter sofort 
einen Obmann wählen sollen , ohne Rücksicht darauf, 
ob sie einig sind oder nicht. Dass die Verträge noch, 
hinzufügen, dass es gegen den Schiedsspruch kßine Be- 
rufung an die Gerichte gäbe, ist überflüssig, weil schon 
die Civilprozessordnung bestimmt, dass ein Schieds-. 
Spruch unter den Parteien wie ein rechtskräftiges Ur- 
teil wirke*). Die Aufhebung des Schiedsspruches kann 
aber trotz aller entgegenstehenden Vereinbarungen stets 
auf Grund des § 1041 Nummer 1 — 3 und 6 verlangt 
werden , d. h. wenn das schiedsrichterliche Verfahren 
ijicht zulässig war — dies ist auch dann der Fall, 
wenn es den Vereinbarungen der Parteien über die Art 



1) Vergl hiergegen C.P.O. § 102Ö. Ö. 

2) §1040. . 
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des Verfahrens nicht entspricht*); — wenn der Schieds- 
spruch eine Partei zu einer verbotenen Handlung ver- 
urteilt hat, wenn die Parteien in dem Verfahren nicht 
nach Vorschrift der Gesetze vertreten waren, voraus- 
gesetzt, dass sie nicht die Prozessführung ausdrücklich 
oder stillschweigend genehmigt haben, schliesslich wenn 
die Voraussetzungen vorliegen , unter denen in den 
Fällen des § B80 Nummer 1 — 6 die Restitutionsklage 
stattfindet , also in allen den Fällen ^ i& welchen das 
'Urtml durch eine Verletzung der Eidespflicht , TJp- 
kundenfälschung , strafbare Handlung des Vertreters^ 
der eigenen Partei oder des Gegners oder dessen; Ver- 
treters oder durch eine strafbare Verletzung der Amts- 
pflicht seitens des Richters beeinflusst ist oder auf- 
einem strafgerichtlichen Urteil seinen Grund hat,;, wel- 
ches durch ein anderes rechtskräftiges Urteil aufge- 
hoben worden ist. 

. , • > ' . * • 

IIL Die jiiri^tisclie Natur Mt laufeiideii Yersi^^heirniig.. 

Die läufende Versicherung ist ein Versicherungs- 
vertrag, üqd zwar ein solcher, kraft dessen die eine 
Partei gegen Entgeld eine Vermögensleistung für den 
jedesmaligen Eintritt eines ungewissen wirtschaft- 
lich nachteiligen Ereignisses verspricht ^). 

I. Sie ist nicht etwa ein Vorvertrag über eine 
Reihe noch abzuschliessender Versicherungsverträge, 
für welche die Bedingungen, unter welchen sie abge- 
schlossen werden, schon festgesetzt sind. Denn es be- 
darf, wie wir früher bereits gesehen, zur Entstehung 
des einzelnen Versicherungsverhältnisses nicht mehr 
eines besonderen Vertrages. 



1) Vergl. Fitting, der Reicbscivilprozess, S. 729, Anni. 27. 

2) Vergl. Ebrenberg, Versicherungsrecbt, S. 55. 
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1) Schon das Reichs-Oberhandelsgericht *) hatte ent- 
schieden, dass die laufende Versicherung kein Vorver- 
trag, sondern ein selbständiger Vertrag sei, und das 
Reichsgericht ist zu derselben Entscheidung gelangt*). 
Sie möge hier folgen: „Für den beabsichtigten Ab- 
schluss eines Versicherungsvertrages über eine nach 
Zahl und Zeit allerdings noch unbestimmte Reihe von 
Rückversicherungen spricht sodann auch der Umstand, 
dass die den Gegenstand des Vertrages bildenden Ex- 
eedenten , welche gegenseitig von den Kontrahenten 
übernommen werden, ausweise des Vertrages in allen 
wesentlichen Richtungen durch Angabe der betreffen- 
den Artikel, der Reiserouten, der. vorhandene« Be- 
träge und der Höhe der Excedentenbetjpi^ unter Be- 
rücksichtigung der Beschaffenheit des betr. Schiffes 
(ol) Segler oder Dampfer) vai voller Grenauigkeit fest- 
gestellt sind , auch die der rückversicherndien Gesell- 
schaft, zukommende/ Prämie im voraus geregelt und 
dabei* zugleidl^. noch eine Reihe von sonstigen näheren 
B^timiüsngen;;^ getroffen ist, liegen ^also sämmtliche 
EiSsie&tialia eineaffffestgescblossenenRückversicheriingsr^ 
Ertrages bereits als vereinbart vor, unter welohen Um»- 
stähden 4 iangenomm^) werden muss, dass- es nach der 
AlÜ^i^t derrParteieup lediglich '7i6ch der' thatsächlichen 
Abschliessung eines primären Versicherungsvertrages, 
aus welchem sich ein unter die vereinbarte Speeifika-' 
tion und unter die vereihbarten Punkte fällender Exce- 
dent ergiebt, bedürfen soll, um auch die Rückversiche- 
rung in dem betr. Fall perfekt werden zu lassen.^ 
Diese Ansicht ist denn auch ausnahm^os in der Litte- 



: 1> R.O.H.Ö. 20. IL 72. (V. S. 164). Hinsichilich det nicht 
glüoklieh gewählten Aasdrucksweise. — Das R.O.H.G. spricht von 
eiuer nach Zahl and Zeit unbestimmten Reibe von Rückversiche- 
ruugsverträgen, — vergl. Lewis a.a.O. S, 111. 
2) R.G. 15. I. 81 (V. S. 14). 
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ratur^) und Rechtsprechung*) sowohl hinsichtlich der 
laufenden Transport- wie Rückversicherung vertreten. 
2) Mit dem Abschluss des Versicherungsvertrages 
ist aber noch nicht notwendig ein Versicherungsver- 
bältnis entstanden ; die Entstehung dieser einzelnen 
Versicherungsverhältnisse hängt vielmehr von dem Ein- 
tritt einer Bedingung ab, sodass man die laufende Ver- 
sicherung nicht mit Unrecht einen bedingten Versiche- 
rungsvertrag genannt hat'). Die Thatsache, welche die 
Parteien als Bedingung vereinbart haben, ist aber eine 
verschiedene. .Bei der obligatorischen Transportver- 
sicherung besteht sie darin, dass ein bestimmter Trans- 
port stattfindet, bei der laufenden obligatorischen Rück- 
versicherung darin, dass der Hauptversicherer eine be- 
stimmt qualifizierte Versicherung abschliesst mit der 
Besonderheit für den Exeedenten vertrag, dass die Haupt-; 
Versicherungssumme einen gewissen Maximalbetrag über- 
schreitet. Bei der fakultativen laufenden Versicherung 
hängt der Beginn der beiderseitigen Verpfi[ichtungen 
ausserdem noch von einer Potestativbedingung ab, näm- 
lich dem Willen des Versicherten , ein bestimmtes Ri- 
siko zu versichern ^). Die Versicherungsdeklaration ist 
also in allen diesen Fällen keine Offerte, sondern' das 
Herbeiführen des Eintritts der aufschiebenden Bedin* 
gung, durch welchen die Rechtswirkung des Versiche- 
rungsvertrages rucksichtlich eines bestimmten Versiche- 
rungsverhältnisses erzeugt wird. ^ 



' 1) Ehrenberg, Die RückversicheruDg, S. 44; Ehrenberg, Ver- 
sieb eruogsrecht, S. 415; Lewis 8. 106 ff.; Voigt a. a. 0. ^. 338 ff. 
Hecker, Zur Lehre von der rechtlichen Natur der Versicherungs- 
verträge, S. 105. 

2) Ausser den erwähnten Entscheidungen des R.O.B.G. und 
RG,. ferner H.O L.G. 22. Xü. 87; Han8.Ger.Z. 1888, Hauptblätt 
No. 14. 

3) Ehrenberg, Die Rückversicherung, S. 44. 

4) Ehrenberg, Die Räckversiel»erung, S. 44. 
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3) Sind nun auch die einzeln Versicherungsverhält- 
nisse ihrer Art nach bestimmt, so ist doch der Umfang 
der beiderseitigen Verbindlichkeiten noch ungewiss. Es 
ist nur ein E^ahmen geschaffen, der bald enger, bald 
weiter gehalten ist ^). Die Kontrahenten wissen , wel- 
cher Art Risiken versichert werden sollen, ihre Anzahl 
und der Umfang der einzelnen ist ihnen noch unbe- 
kannt; diese sind nur generell bestimmt. Mit Bück- 
sicht auf diese Ungewissheit über Zahl und Mass der 
einzelnen Versicherungsverhältnisse , „deren Eintritt 
oder Ausbleiben der Versicherer niemals , der Versi- 
cherte meist nur unvollständig in der Gewalt hat", hat 
Ehrenberg die laufende Versichei'ung als einen ßlanko- 
vertrag bezeichnet^). 

II. Während man sich nun in Litteratur und 
Rechtsprechung darüber einig ist, dass es sich bei der 
laufenden Versicherung nicht um einen Vorvertrag han- 
delt , gehen . die Ansichten darüber weit auseinander, 
ob die laufende Versicherung überhaupt ein Versiche- 
rungsvertrag sei. Hinsichtlich der laufenden Trans- 
portversicherung herrscht freilich kein Zweifel , wohl 
aber bestreitet man der laufenden Rückversicherung 
den Charakter einer Versicherung und sucht sie als 
einen Societätsvertrag hinzustellen. 

a) Während noch das Reichs-Oberhandelsgericht ^) 
und das Reichsgericht *) in seinen ersten Entscheidungen 



1) Hecker a. a. 0. S. 105. 

2) Ebrenberg, Versieh erungsrecht, S. 416. 

3) R.O.H.6. 20. II. 78. Vergl. auch Urteil des KassatioDshofes 
zu Darmstadt 8. X. 64 (Malss, Zeitschrift für Versicberungsrecht, 
n, S. 220). 

4) R.G. 15. I. 81; R.G. 10. VI. 81 (V. S. 115 ff.). Das R.G. 
spricht zwar in dem letzten Erkenntnis von einem societätsähn- 
lichen Verhältnis. Es ist dieser Ausdruck aber, wie auch Ehren- 
berg meint (Ehrenberg, Die Rückversicherung, S. 88 Anm. 42) 
nicht in streng juristischem Sinne zu verstehen. 

5 
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die Ansicht vertrat, dass der laufende Excedenten ver- 
trag — es handelte sich in allen diesen Fällen stets 
um Excedentenverträge — ein Versicherungsvertrag, 
wenn auch ein besonders qualifizierter sei, ist das Reichs- 
gericht in einer späteren Entscheidung^) und ebenfalls 
das Hanseatische Oberlandesgericht ^), dessen Recht- 
sprechung namentlich für see- und rückversicherungs- 
rechtliche Fragen von grosser Bedeutung ist, von dieser 
Ansicht abgewichen und haben sich der Auffassung zu- 
geneigt, der Excedentenvertrag sei ein Societätsvertrag. 
Diese Aenderung ist offenbar auf Voigt') zurückzu- 
führen, auf dessen Werk sämtliche Entscheidungen bis 
in die letzten Jahre verweisen. Es haben sich aller- 
dings schon früher in der Litteratur *) und der ausländi- 
schen Judikatur ^) . Stimmen erhoben für die Societäts- 
natur der Excedentenverträge. Aber erst seit dem Er- 
scheinen von Voigt's Werk hat sich die Rechtspre- 
chung unserer obersten Gerichtshöfe dieser Auffassung 
zugewandt. In der Litteratur freilich stehen Voigt 
noch zahlreiche Gregner gegenüber, vor allem Ehren- 
berg *). 

1) R.G. 16. XI. 87 (XX. No. 11, vergl. auch Seuffert's Archiv 
XXXXIII, No. 218). 

2) H.O.L.G. 14. III. 87 ; H.Ger.Z. 88 No. 1 12 ; H.O.L.G. 3. X. 88 ; 
H.Ger.Z.88No. 121; H.O.L.G. 6. X. 96; H.Ger.Z. 96 No. 101 ; H.O.L.G. 
7. I. 97; H.Ger.Z. 97 No. 17. 

3) Voigt, Deutsches Seeversicheruugsrecht, S. 294 ff. 

4) Hinrichs in der Zeitschrift für Handelsrecht XX S. 383, 
Anm. 44. Ebrenberg erwähnt S. 38 Anm. 42 terner: Anonymus 
in den juristischen Blättern V. (1876) S. 75 und 0. W. eod. loco 
S. 91. 

5) Urteil des Pariser Kassationshofes 25. II. 1874 mitgeteilt 
in der Zeitschrift für Handelsrecht XXI. S. 291 und bei Droz 
a.a.O. L Seite 170. 

6) Ehrenberg; Die Rückversicherung, § 3. Ehrenberg, Ver*- 
sicherungsrecht, S. 413, Anm. 14; ferner Lewis a.a.O. S. 125 ff., 
Vivante, il contratto di assicuracione (vergl. den Aufsatz in Ehren* 
zweig's Assekuranz-Jahrbuch VII. S. 178). Walter in Ehrenzweigs 
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Da nun die Entscheidung der Frage, ob die lau- 
fende Versicherung eine Societät oder eine Versiche- 
rung ist, von grosser praktischer Bedeutung ist, wie 
wir später sehen werden, so ist hier auf diese streitige 
Frage näher einzugehen. 

1) Voigt und in Uebereinstimmung mit ihm das 
Beichsgericht und das Hanseatische Oberlandesgericht 
führen zur Begründung ihrer Ansicht an , der Exce- 
dentenvertrag sei ein Vertrag über die einem Teil ein- 
geräumte Partizipation an nach aussen für eigene Rech- 
nung abzuschliessenden Versicherungsgeschäften. „Der 
sogenannte Excedentenversicherer wird durch den Ver- 
trag Teilhaber seines Mitkontrahenten bei dessen Ver- 
sicherungsgeschäften , je nach der Verschiedenheit des 
Verabredeten bei allen oder bei gewissen Teilen der- 
selben. Er partizipiert für seinen Anteil unter ge- 
wissen dem andern Teil gemachten Zugeständnissen an 
dessen Gewinn und trägt zu einem etwaigen Verlust bei.*' 
Der Excedentenvertrag erscheint folglich als gemein- 
rechtliche societas '). Diese Behauptung setzt also vor- 



Jahrboch XIV. S. 63, Aufsatz in ßhrenzweigs Jahrbuch XVII. 
S. 179. Anderer Ansicht ausser Voigt: Ehreozweig in seinem 
Jahrbuch VII. S. 174 ff.; Prien in dem Handwörterbuch für Staats- 
Wissenschaften, Artikel Transportversicherung VI. S. 266. 

1) Man hat auch die Grundsätze des alten H.G.B. Artikel 
266—270. „Yoü den Vereinigungen zu einzelnen Handelsgeschäften 
für gemeinschaftliche Rechnung'' hier anwenden wollen (vergl. 
Ehrenberg, Die Rückversicherung, S. 38). Diese Bestimmungen 
sind nun im neuen H.G.B. mit Rücksicht auf das B.G.B. fortge- 
fallen. Aber die Bestimmungen des B.G.B. über die Gesellschaft 
(§§ 705—740) kommen hier nicht in Betracht, da hier von ein^r 
Vermögensgemeinschaft zur gesamten Hand nicht die Rede sein 
kann. Das B.G.B. bringt aber keine Aenderung in die Sachlage: 
„Denn die Vorschriften des 19. Kapitels des B;G.B. über die Ge- 
sellschaft sind dispoflitiver Natur. Es können sich hiemach auch 
Vereinigungen nach Art der gemeinrechtlichen Societas bilden, 
bei denen lediglich eine obligatorische Vermögensgemeinsebaft be* 

5* 
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aus, dass sich der Rückversicherer an Gewinn und Ver- 
lust der Hauptversicherung beteiligt, daher das gleiche 
Risiko wie der Hauptversicherer für seine Quote trägt, 
den entsprechenden Teil der Originalprämie erhält und 
zu den Kosten durch die Provision einen entsprechen- 
den Teil beiträgt*). Diese Gründe würden aber dafür 
sprechen , dass auch die Spezialrückversicherung eine 
Societät sei , eine Consequenz , die Voigt aber keines- 
wegs zieht. Denn die Spezialrückversicherung erklärt 
er ausdrücklich für einen selbständigen Versiche- 
rungsvertrag^). Wollte man aber auch diese Unter- 
scheidung zwischen Spezial- und laufender Rückver- 
sicherung machen, so träfen die Voraussetzungen doch 
nicht zu, wenn die Rückversicherung zu Bedingungen 
abgeschlossen wäre, welche von denen der Hauptver- 
sicherung abweichen. Wir haben schon früher ausge- 
führt, dass die Stellung des Rückversicherers hinsicht- 
lich der Haftung eine günstigere sein kann als die des 
Hauptversicherers , dass die Rückversicherungsprämie 
von der Originalprämie zuweilen abweicht oder bei 
scheinbarer üebereinstimmung doch infolge einer zu 
hohen Provision eine Andere ist u. s. w. Das Reichs- 
gericht selbst will es bei solchen Verträgen dahinge- 
stellt sein lassen, ob eine Societät vorliege*). Es kann 
aber auch die Beteiligung des Rückversicherten völlig 
aufhören, wenn er den Betrag, den er ursprünglich für 
eigene Rechnung behalten hat, gänzlich rückversichert. 
Wir haben schon im § 4 auf derartige Fälle hinge- 
wiesen. Nehmen wir nun an, der Excedentenvertrag 
sei eine Societät, so würde mit dem Aufhören der Be- 



steht." (Yergl. Planck, Kommentar zum bürgerlichen Gesetzbuch, 
Recht der ächuldyerhältnisse, S. 456). 

1) Vergl. £hrenberg, Die Rückversicherung^ S. 58. 

2) Voigt a. a. 0. S. 384. 

3) R.G. 16. XI. 87. 
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teiligung des Rückversicherten, also durch eine von 
einer Willenserklärung des Rückversicherers völlig un- 
abhängige Handlung des Rückversicherten die Societät 
plötzlich in einen Versicherungsvertrag verwandelt. 
Ehrenberg meint daher mit Recht, „dass man wenig 
Sympathie für eine Theorie haben könne, welche zu 
einem derartigen juristischen Coulissenwechsel nötigt^). 

2) Aber selbst wenn wir von diesen Fällen ab- 
sehen wollen, so ^^genügt doch keineswegs der Umstand, 
dass der Rückversicherer generell die Verpflichtung 
übernimmt dem flauptversicherer für ungezählte, wenn 
auch der Art nach genau bestimmte Risiken seinerseits 
mitzuhaften, um die juristische Natur des Excedenten- 
vertrages zu einer wesentlich andern zu machen als die 
Spezial Versicherung. ^ 

a) Zum Beweise für diese Behauptung wird die 
laufende Transportversicherung angeführt, bei welcher 
ebenfalls der Versicherer generell die Verpflichtung 
übernimmt, für ungezählte Risiken zu haften*). Da- 
gegen wendet sich freilich das Reichsgericht^). „Frei- 
lich könne dies — die generelle Uebernahme von Ri- 
siken — das Vorhandensein einer Societät allein nicht 
entscheiden. Aber bei der laufenden Transportversiche- 
rung liege dem Vertragschliessenden nichts ferner, als 
dass sich der Versicherte mittels der Abonnementspo- 
lice an den Greschäftsergebnissen seines Assekuradeurs 
und dessen Gewinn und Verlust beteilige, was grade 



1) Ehren berg, Die Rückversicherung, S. 41. 

2) Ehrenberg, Die Bückveraicherang , S. 43; Lewis S. 125: 
„Die Absicht der gemeinschaftlichen Beteiligung liege auch in dem 
Fall vor, wo der Versicherungsnehmer den Gegenstand unter dessen 
Wert versichere , zum Teil also selbst als Selbstversicherer betei- 
ligt bleibe. So wenig man in diesem Falle von Societät sprechen 
könne, ebensowenig gäbe die gleiche Absicht bei demExcedenten- 
vertrag den Grund ab diesen Fall als Societät aufzufassen. 

3) Vergl. SeufferVs Archiv XXXXIIl Nö. 218. 
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fär die Sooietätsnatur das Entscheidende sei, dass der 
sogenannte Excedentenversicherer durch den Vertrag- 
teilhaber seines Vertragsgenossen bei dessen Versiehe- 
rungsgescbäft werde. ^ 

b) Aber ist denn der Umstand, dass eine Partei an 
dem Geschäft eines andern beteiligt ist, genügend um 
•das Vorhandensein einer Societät zu beweisen? Gewiss 
tonnte diese Beteiligung auch auf dem Wege des Ge- 
sellschaftsvertrages erreicht werden, und dies geschieht 
zuweilen, wie der früher erwähnte reine Quotenvertrag 
beweist, aber es braucht nicht zu geschehen ebenso wie 
in anderen Fällen eine Beteiligung erreicht werden 
kann ohne die juristische Gestalt der Societät. Zum 
Beweise dieser Behauptung mögen ausser dem in An- 
merkung 2 Seite 69 erwähnten folgende Beispiele 
dienen. 

a) Ehrenberg bespricht in einem Aufsatz der Zeit- 
schrift für Handelsrecht folgenden FalP). Es hatte 
jemand, welcher Inhaber zweier Handelsniederlassungen 
war, eine von diesen verkauft unter der Bedingung, 
dass der Erwerber gewisse Waren , wenn er sie über- 
haupt beziehen wolle, nur von ihm, also aus seiner 
zweiten jetzt einzigen Handelsniederlassung zu einem 
festgesetzten Preise beziehen müsse. 

Auch hier liegt ein wirtschaftliches Societätsver- 
hältnis vor, indem sich der Verkäufer an dem Geschäfte 
des Käufers beteiligt und doch wird niemand diesen 
Vertrag als einen gemeinrechtlichen Societätsvertrag 
bezeichnen wollen. Dieses Beispiel widerlegt auch die 
Behauptung des Hanseatischen Obei*landesgerichtes ^), 
„beim Abschluss des Vertrages habe zwar der B.ück- 
versicherte auch die Absicht dem Rückversicherer das 



1) Zeitschrift für Handelsrecht XXVIII S. 28. 

2) H.L.O.G. 3. X. 88. 
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Uebermass der Risiken zu überweisen, welches über 
den Betrag, den er statutengemäss übernehnien dürfe, 
hinausgehe, aber das gemeinsame zum Absehluss füh- 
rende Interesse der Kontrahenten liege in der Möglich- 
keit der Erweiterung des Versicherungsgeschäftskreises 
beider Kontrahenten. Dieses ausserhalb der Geschäfts- 
branche der beiden Kontrahenten liegende Interesse 
führe sie zusammen, verbinde sie zur gemeinsamen Thä- 
tigkeit, mache sie zu socii.^ Liegt dies alles denn 
nicht auch bei dem eben erwähnten Beispiel vor? Er- 
weitern nicht auch hier beide Parteien ihren Geschäfts- 
kreis, der Verkäufer, indem er für seine ihm bleibende 
Handelsniederlassung einen festen Kunden erwirbt, der 
Käufer dadurch, dass er in der Lage ist eine Handels- 
niederlassung zu erwerben , die selbst zu schaffen er 
vielleicht gar nicht in der Lage gewesen wäre? 

ß) Als ein weiteres Beispiel möge der Hinweis auf 
den am Geschäftsgewinn beteiligten Handlungsgehülfen, 
den Commis intöressö dienen^). Man denke sich, ein 
Prinzipal gewähre seinem Prokuristen ausser dem Ge- 
halt 10®/o vom Reingewinn. Der Prinzipal kümmert 
sich wenig um das Geschäft und lässt sich nur viertel- 
jährlich Bericht erstatten. Ein societätsähnliches Ver- 
hältnis liegt vor, denn beide Parteien sind an dem Aus- 
gange des Geschäfts in gleicher Weise interessiert. 
Aber trotzdem besteht hier kein Societätsvertrag. Es 
könnte ja auch ein Gesellschaftsvertrag abgeschlossen 
sein, aber der Prinzipal will dies nicht, vielleicht weil 
er nicht die Haftung des Prokuristen einschränken und 
sich selbst jederzeit die freie Verfügung über das Ge- 
schäft vorbehalten will. 

c) Wir sehen, es giebt eine Reihe von Fällen, in 



1) Vergl. Dernburg, Pandekten 1898,. II. S. 892. Cosack, Lehr- 
buch des Bandelsrechta 1898, S. 107. 
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welchen zwei oder mehrere Personen an ein nnd dem- 
selben G-eschäft beteiligt sind, und doch kein Gesell- 
schaftsvertrag abgeschlossen ist oder werden braucht^). 
Man muss also streng die juristische Gestalt und den 
wirtschaftlichen Zweck auseinander halten *). In un- 
serm Falle ist die juristische Gestalt der Rückver- 
sicherungsvertrag, der wirtschaftliche Zweck dagegen 
Beteiligung zweier Versicherungsgesellschaften an einem 
Versicherungsgeschäft. Das Reichsgericht hat aber dies 
Verhältnis grade auf den Kopf gestellt. 

3) Wie wenig eine Absicht der Parteien einen Ge- 
sellschaftsvertrag, also einen Vertrag über gemeinsame 
Beteiligung an Gewinn und Verlust eines Geschäfts 
abzuschliessen, vorliegt, geht abgesehen von allen den 
Fällen, wo die Rückversicherungsbedingungen anders 
als die der Hauptversicherung normiert sind, aber auch 
aus folgender Betrachtung über die Transport- und 
Feuerrückversicherung hervor. Das Reichsgericht hat 
betont, „dass grade die Vereinigung im gemeinschaft- 
lichen Interesse der Kern jeden Gesellschaftsvertrages 
und die Erzielung eines gemeinschaftlichen Gewinnes 
sein regelmässiger Zweck sei.^ Wissen also die Par- 
teien , dass Gewinn und Verlust sich verschiedenartig 
stellen, dass womöglich der eine Verlust, der andere 
Gewinn haben kann, so kann man auch nicht mehr von 
einer Absicht, einen Gesellschaftsvertrag eingehen zu 
wollen, sprechen. Die Verhältnisse liegen aber that- 
sächlich in der Transport- und Feuerrückversicherung 
derart, wie die nachfolgende Erläuterung zeigen möge. 
Wie wir gesehen, überweist der Rückversicherte be- 
stimmte Excedenten der von ihm abgeschlossenen Trans- 



' 1) Ebrenberg, Die Rückversicherung, S. 48 erwähnt hier noch 
den Lotterievertrag. 

2) Ehrenberg, Die Rückvereicherung, S. 89. 
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Portversicherungen dem Rückversicherer. Diese Exce- 
denten sind Ueberschüsse über bestimmte, durch die 
Maximaltabel le festgesetzte Maxima, deren Grösse für 
Sommer und Winter, Dampfer und Segler sowie nach 
der Art der zuversichernden Güter verschieden ist. 
Auf gute Risiken ist das Maximum des Transportver- 
sicherers ein hohes, auf schlechte ein bedeutend niedri- 
geres, oft die Hälfte oder noch weniger. Umgekehrt 
ist der Rückversicherer bei guten Risiken , die also 
verhältnismässig wenig von Schäden getroffen werden 
und gegenüber den schlechten Risiken den Gewinn 
bringen müssen, gering beteiligt, bei schlechten dage- 
gen hoch. Nehmen wir nun an, dass der rückversi- 
cherte Transportversicherer selbst wiederum laufende 
Transportversicherungen abgeschlossen hat , so wird 
das Verhältnis für den Rückversicherer noch ungün- 
stiger. Bei der laufenden Transportversicherung wird 
eine Durchschnittsprämie berechnet, die also im Som- 
mer etwas zu hoch, im Winter etwas zu niedrig ist. 
Also ergiebt sich folgendes : Im Sommer , wo die Prä- 
mie hoch und das Risiko gut ist, ist die Beteili- 
gung des Rückversicherers eine geringe, im Winter, wo 
die Prämie niedrig und das Risiko schlecht, dagegen 
eine hohe. Aehnlich ist es bei der Feuerrück Versiche- 
rung, bei welcher ebenfalls die Beteiligung des Haupt- 
versicherers auf guten Risiken eine höhere ist als auf 
schlechten. Es ist ja nun nicht gesagt, dass der Rück- 
versicherer stets eine ungünstigere Stellung hat, es 
hängt hier viel von einer sorgfältigen Berechnung der 
Maximaltabelle , viel aber auch von der Sorgfalt des 
Rückversicherten und auch viel vom Zufall ab. Da also 
ein Gewinn oder Verlust des Rückversicherers sich 
unabhängig von Gewinn und Verlust des Rückversi- 
cherten ereignen kann, auch beide Teile dies wissen, so 
kann man doch nicht behaupten, die beiden Parteien 
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wollten einen Gesellschaftsvertrag abschliessen , also 
gemeinsam an Gewinn und Verlust teilnehmen. 

Der Excedentenvertrag erscheint also hier in man- 
chen Fällen recht ungünstig und es finden sich daher 
auch in Assekuranzkreisen Stimmen, welche ihn durch 
den reinen Quotenvertrag ersetzt wissen wollen. Für 
die Lebens- und ünfallrückversicherung mag dieser 
wohl am Platz sein , ob aber in der Transport- und 
Feuerrückversicherung erscheint sehr fraglich. In der 
Praxis zeigt sich jedenfalls auf diesen letzteren Ge- 
bieten noch keine Aenderung. 

4) Ist auch die laufende Rückversicherung ein Rück- 
versicherungsvertrag, so ist sie doch nicht derSpezial- 
rückversicherung gleichzustellen und Grundsätze, welche 
für die eine gelten, finden für die andere keine oder 
nur eine modifizierte Anwendung z. B. die Grundsätze 
über Verletzung der Anzeigepflicht, Einsicht in die Ge- 
schäftsbücher u. s. w. Diese Erkenntnis, dass versiche- 
rungsrechtliche Vorschriften des Handelsgesetzbuches 
auf die laufende Versicherung keine Anwendung finden, 
hat Voigt ^) und die Rechtsprechung *) zu dem Schlüsse 
geführt; also ist die laufende Rückversicherung über- 



1) Voigt a.a.O. S. 297. 

2) H.O.L.G. 3. X. 88. „Nachdem man jedoch erkannt hat, 
dass wesentliche Bestimmungen des Versicherungsvertrages im 
H.G.B. und den Versicherungsbedingungen z. B. über die Anzeige- 
pflicht und deren Verletzung, sowie die Beweispflicht der Kontra- 
henten im Schadensfalle auf einen Excedentenvertrag keine An- 
wendung finden, derselbe vielmehr nach den ihm innewohnenden 
Grundsätzen des Obligationsrechtes insbesondere der Gesellschaft 
zu beurteilen sei, hat man nach dem Vorgang Voigt^s neuerdings 
direkt ausgesprochen, dass der Excedentenvertrag nicht nur etwa 
ein Rückversicherungsvertrag mit gesellschaftsähnlichem Inhalt, 
sondern dass er selbst ein Gesellschaftsvertrag wäre.^ Ferner: „Es 
wäre mit der AufiPassung des Vertrages unvereinbar, wenn dem 
Bück Versicherer gestattet wäre, die Bücher einzusehen.*^ 
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liaupt keine Versicherung. Wir haben schon früher 
gesehen, dass die veränderten Grundsätze sich aus der 
besonderen Gestaltung der laufenden Versicherung er- 
geben, dass sie nicht nur für die Rück-, sondern auch 
für die laufende Transportversicherung gelten. Auch 
das Reichsgericht war in seinem Urteil vom 15. I. 81 
zu dieser Erkenntnis gekommen und es ist daher ein 
Irrtum Voigt's^), wenn er deshalb diese Entscheidung 
des Reichsgerichts für seine Meinung zitiert, ein Irr- 
tum , in den auch das Landgericht Hamburg , welches 
Voigt's Ansicht für mit Recht begründet erklärt, ver- 
fallen ist^). 

IIL Auch ein Blick auf die praktischen, aus der 
juristischen Natur des Excedentenvertrages zu ziehen- 
den Konsequenzen wird zeigen, dass man bei Annahme 
eines Rückversicherungsvertrages zu weit mehr befrie- 
digenden Resultaten gelangt, als wenn man den Exce- 
dentenvertrag als Societät betrachtet. 

1) Forderungen des einen Socius gegen den an- 
deren aus dem Gesellschaftsvertrag verjähren in 30 
Jahren, aus einem Seeversicherungs-, auch Seerückver- 
sicherungsvertrag in 5 Jahren '). 

Man denke sich nun folgenden Fall. Ein Trans- 
portversicherer schliesst mit einer anderen Versiche- 
rungsgesellschaft einen Excedentenvertrag. Nachdem 
die beiden Gesellschaften längere Zeit mit einander ge- 
arbeitet, stellt sich heraus, dass vor 47« Jahren der 
Transportversicherer dem Excedentenversicherer aus 
Versehen zu wenig Prämie entrichtet hat. Der Exce- 
dentenversicherer auf Voigt und das Reichsgericht ver- 
trauend stellt nun nicht eine sofortige Klage an, — sein 
Anspruch verjährt ja erst in 30 Jahren — sondern 



1) Voigt a.a.O. S. 298. 

2) Erk. des Landgerichts, H.Qer.Z. 88 No. 121. 

3) H G.B. § 905. 
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mahnt zunächst den Transportversicherer. Dieser be- 
streitet aber seine Verpflichtung und es kommt zu 
einem längern Schriftwechsel. Als schliesslich eine 
Einigung nicht erfolgt, erhebt der Excedentenversicherer 
nach ^4 Jahren die Klage. Wenn nun der Versicherer 
nachweist, dass er bei jenem Versicherungsverhältnis, 
aus welchem die Prämie geschuldet wird, seine Priori- 
tät nicht behalten habe, dies ihm auch gestattet ge- 
wesen sei und er ausserdem die erforderliche Anzeige 
an den Excedentenversicherer gemacht habe, dann liegt 
kein Sozietätsvertrag vor und die Klage ist verjährt, 
andernfalls würde dem Kläger nicht die Einrede der 
Verjährung entgegenstehen. Ist nun aber irgend ein 
Grund vorhanden , welcher derartig verschiedene Ver- 
jährungsfristen rechtfertigte? Wird dagegen der lau- 
fende Rückversicherungsvertrag als Versicherung be- 
trachtet, so ergiebt sich eine einheitliche Verjährung, 
die doch sicherlich mehr im Interesse eines für den 
Verkehr so bedeutenden Rechtsinstituts liegt. 

2) Es haftet ferner der socius nur für diejenige 
Sorgfalt, welche er in eigenen Angelegenheiten anzu- 
wenden pflegt^), die Kontrahenten eines Versicherungs- 
vertrages dagegen für jede Fahrlässigkeit °). Hat also 
der Transportversicherer versehentlich dem Rückver- 
sicherer unrichtige Versicherungsaufgaben gemacht und 
infolgedessen der Rückversicherer, weil er nicht selbst 
rechtzeitig Rückversicherung genommen hat, einen Ver- 
lust erlitten, so müssten die Verteidiger der Societäts- 
theorie konsequentermassen den Rückversicherten von 
einer Verpflichtung zum Schadenersatz freisprechen, 
wenn es ihm zu beweisen gelänge , dass er auch in 



1) Vergl. Dernburg II. S. 344 B.G.B. § 708. 

2) Nicht damit ist zu verwechseln , inwieweit Fahrlässigkeit 
bei Verschweigung von Risiken oder Verletzung der Anzeigepflicht 
dem Anspruch des Versicherten präjudiziert. 
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eigenen Angelegenheiten nicht aufmerksamer verfahre. 
Es wäre also der Rückversicherer mehr oder weniger 
davon abhängig, ob der Rückversicherte selbst ein or- 
dentlicher Greschäftsmann ist oder nicht. Wir gelangen 
hier zu einer Folgerung, die man nicht als der Billig- 
keit entsprechend bezeichnen kann ^). 

3) Zu welchen Konsequenzen überhaupt die An- 
nahme einer Societät geführt hat, zeigt ein Urteil des 
Landgerichts Hamburg, in welchem entschieden war, 
dass wenn der eine Socius Kenntnis von einem einge- 
tretenen Schaden habe, dies auch dem andern Socius 
schade, dieser also für sein Teil nicht mehr rückver- 
sichern könne. Diese Entscheidung, welche der prak- 
tischen Handhabung der Rückversicherung unerträg- 
liche Fesseln auferlegen würde, ist allerdings von dem 
Hanseatischen Oberlandesgericht verworfen worden *). 

4) Zum Schluss wollen wir noch kurz die Stellung 
des Rückversicherers im Konkurse des Rückversicherten 
betrachten. Ehrenzweig ') hat die Behauptung aufge- 
stellt, dass der Rückversicherer im Konkurse des Haupt- 
versicherers nur entsprechend der von dem letzteren ge- 
zahlten Konkursdividende, also nicht den vollen Belauf 
der rückversicherten Summe zu zahlen habe. Er will 
diese Folgerung aus dem Gesellschaftsvertrag ziehen. 
Jedoch haben schon Voigt*) und Ehrenberg*) in Ueber- 
einstimmung mit der deutschen^) und ausländischen 
Judikatur') festgestellt, dass der Konkurs des Rück- 



1) Auch Voigt, Zeitschrift für Handelsrecht XXVI. 8. 517 will 
den Rückversicherten für ein solches Versehen haftbar machen. 

2) H.L.O.G. 6. X. 96. H.Ger.Z. Hauptblatt 1896 No. 279. 

3) Ehrenzweig, Assekuranz- Jahr buch VH. S. 179 ff. 

4) Voigt, a.a.O. S. 298. 

5) Ehrenberg, Die Rückversicherung, S. 124 — 126. 

6) R.G. 15. VI. 81 (V. S. 115 ff.). 

7) Vergl. May a.a.O. S. 12; Droz a.a.O. I. S. 170 (Montp, 
15. V. 72). 
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versicherten die Verpflichtung des Rückversicherers 
nicht berühre. Es ist hierbei gleichgültige ob wir die 
laufende Versicherung als Societät oder als Versiche- 
rungsvertrag betrachten ; denn der Konkurs des einen 
Gesellschafters hat keinen Einfluss auf die Forderungen, 
welche dem Konkursschuldner gegen den anderen Ge- 
sellschafter zustehen. Er hat denselben Anspruch, den 
er auch aus dem Versicherungsvertrag haben würde, 
nämlich den Anspruch auf Ersatz des Schadens, der in 
der Zahlungsverbindlichkeit des Hauptversicherers ge- 
genüber dem flauptversicherten besteht: „der Rück- 
versicherte erleidet einen Schaden nicht erst dann, 
wenn er die Versicherungssumme auszahlt, sondern 
schon dann, wenn die Verbindlichkeit zur Zahlung der- 
selben eintritt, und es würde eine durch nichts zu 
rechtfertigende Bereicherung des Rückversicherers ein- 
treten , wenn er das aus Prämienzahlungen bis zum 
Eintritt des Todesfalles angesammelte Kapital behielte 
und die hiergegen zu zahlende Versicherungssumme 
wegen der Insolvenz des Erstversicherers — eines für 
den Rückversicherer gleichgültigen Umstandes — ganz 
oder teilweise zu verweigern berechtigt wäre*)." 

Haben die früheren Gründe dafür gesprochen, dass 
die laufende Rückversicherung ein Versicherungsver- 
trag ist, so zeigt der letzte Grund, dass bei Annahme 
einer Versicherung wir mindestens zu dem gleichen 
befriedigenden Resultat gelangen, wie bei der Annahme 
einer Societät. Dass sich überhaupt in Assekuranz- 
kreisen noch so häufig die Ansicht findet, die laufende 
Rückversicherung sei ein Gesellschaftsvertrag , beruht 
wohl nicht zum mindesten, abgesehen von der Einwir- 
kung Voigt's und der Rechtsprechung darauf, dass man 
falsche Folgerungen aus dem Versicherungsvertrag ge- 
zogen hat und sich dem Glauben hingiebt, nur die 



1) R.G. 15. VI. 81. 
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Annahme eines Gesellsehaftsvertrages könne zu Resul- 
taten führen, welche der Billigkeit und der Geschäfts- 
praxis die nötige Rechnung tragen. Möge daher diese 
Abhandlung ihr bescheidenes Teil dazu beitragen , um 
diese Bedenken zu zerstreuen. 
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